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Zur Bedeutung der Bodenfrage fiir den
Frieden in der Welt
Fritz Andres

‘Werden Frieden zwischen den Menschenund Volkern herbeiwiinscht, muf3 sich
mit den Ursachen der Kriege befassen. Wer dabei die Bodenfrage auf3er acht
14Bt, lauft Gefahr, sein und seiner Zeitgenossen Augenmerk auf Randerschei-
nungen zu richten und dadurch ungewollt von den Hauptursachen abzulenken.
Dabei muf} die Bodenfrage heute allerdings von ihrem Gegenstand her in
dem erweiterten Sinne aufgefal3t werden, der durch die fortschreitende Ver-
knappung der natiirlichen Gegebenheiten geboten ist: Sie umfafit dann nicht
mehr nur das Verhiltnis des Menschen zum Boden selbst, sondern zur Natur
iiberhaupt, also auch sein Verhiltnis zu Wasser und Luft, zu Bodenschitzen
und Rohstoffen, zur Pflanzen- und Tierwelt sowie zur Natur als Aufnah-
memedium menschlicher Hinterlassenschaften wie z. B. Miill und CO,.")
Das ganze Feld der Okologie, das damit bezeichnet ist, héingt mit der Frie-
densfrage insofern zusammen, als iiberall dort, wo der menschlichen Titigkeit
zur Natur hin Grenzen gezogen sind oder werden miissen (Okologie), hinsicht-
lich der Nutzung der nun knapp gewordenen Naturreiche und -giiter zwangs-
laufig Verteilungsprobleme entstehen, die gewaltsam, letztlich durch Krieg
entschieden werden, wenn es nicht gelingt, sie im Rahmen einer weltweit als
gerecht empfundenen und daher akzeptierten Verteilungsordnung zu 16sen.
Eine solche Verteilungsordnung hat die doppelte Aufgabe, die 6kologisch
vertretbare Verteilungsmasse nach dem MalBstab der Effizienz gegen laufen-
de Entgelte auf die Nutzer zu verteilen und zugleich dafiir zu sorgen, daf} die-
se Entgelte nach dem MaBstab der Gleichheit auf alle Menschen zu-
riickverteilt werden. Der finanzielle Ausgleich durch die Riickverteilung
wird dann jedem Menschen einen gleichen wirtschaftlichen Anteil an den
Giitern der Erde verschaffen und damit fiir eine allgemeine (frie-
densstiftende!) Akzeptanz der Verteilungsordnung sorgen, die tatsédchliche
Verteilung nach Nutzungsentgelten wird diese Giiter an die Stellen ihrer effi-
zientesten Verwendung bringen und so der dkologischen Forderung nach
sparsamem Gebrauch der natiirlichen Ressourcen Rechnung tragen.®)

) Trotzdem ist es auch heute wichtig, die Bodenfrage im engeren Sinne zu betonen, und
zwar nicht nur wegen der Bedeutung des Bodens als Lebensgrundlage, sondern auch we-
gen des methodischen Riistzeugs, das in friiheren Zeiten von Bodenreformern und ande-
ren erarbeitet, trotz seiner weitgehenden Ubertragbarkeit auf andere Umweltbereiche bis-
her aber von der Okologie und der Umweltokonomie kaum zur Kenntnis genommen
wurde.
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Fritz Andres: Zur Bedeutung der Bodenfrage fir den Frieden in der Welt

Schon immer war die Knappheit des Bodens, der Bodenschitze usw. eine
der wesentlichen Ursachen der Kriege. Ein » Volk ohne Raum« zu sein, den
»Lebensraum im Osten« zu benodtigen oder die Olquellen Kuweits oder
Bakus?) fiir sich zu beanspruchen, diese und dhnliche, erklérte oder ver-
schwiegene Griinde waren bis in die Gegenwart hinein ausreichend, um ei-
nen Krieg vom Zaun zu brechen. Auch fiihrt z. B. die Knappheit des Wassers
heute in verschiedenen Weltgegenden zu gefihrlichen Konflikten oder ver-
schirft sie, etwa im Verhiltnis der Tiirkei, in der Euphrat und Tigris ent-
springen, zu Syrien und Irak, durch die diese Strome flieBen, oder im Ver-
hiltnis zwischen Israel, Jordanien und den Palistinensern, wo es auch um
die Nutzung des Sees Genezareth bzw. um unterirdische Wasserreservoire
im Westjordanland geht.

In den Industrieldindern erzwingen die neuen Knappheiten eine tiefgrei-
fende Umstellung der Produktionsstrukturen — deren 6kologischen Umbau
—und den Abschied von Verbrauchsgewohnheiten, die jeder, der allgemei-
nen Trigheit folgend, lieber so weit wie moglich von sich schiebt und eher
anderen — Zeitgenossen oder spiteren Generationen — als sich selbst zumu-
ten will. Das fiihrt zu neuen, auch intertemporalen Verteilungskonflikten
bzw. verschirft die bestehenden.

Vor diesem Hintergrund wird auch die z.T. extreme Ungleichheit bei der
Inanspruchnahme der Natur durch die Menschen zu einem nicht lianger hin-
nehmbaren Problem: so wird beispielsweise die Assimilationskapazitit der
Atmosphire fiir CO, nicht nur insgesamt iiberbeansprucht, was zum Treib-
hauseffekt fiihrt, sondern auch zu sehr ungleichen Anteilen, ndmlich von
den Industriestaaten, d. h. von 20 % der Erdbevolkerung, mit 80 %! — eine
Ungleichheit der Verteilung, die auf Dauer nicht aufrechterhalten werden
bzw. nicht ohne finanziellen Ausgleich zwischen Nord und Siid bleiben
kann, selbst wenn eine Gesamtreduzierung in wiinschenswertem Umfang
gelingen sollte. Denn die Begrenzung des CO,-Ausstof3es auf eine nachhal-
tig vertretbare Menge erfordert Produktions- und Konsumverzicht oder je-
denfalls Vermeidungsaufwand, der nicht zur Folge haben kann, da$ die 6ko-
nomischen Vorteile der zulédssig gebliebenen Emissionen bei deren
Emittenten verbleiben.

Die Vermutung liegt nahe, daf3 Verteilungskonflikte mit der Abnahme der
Verteilungsmasse an Brisanz zunehmen. Die Erfahrung prosperierender
Wirtschaften, daf} solche Konflikte bei wachsender Verteilungsmasse leich-
ter zu regeln sind als in Phasen der Stagnation, gilt auch nach der anderen
Seite hin: die Konflikte werden bei schrumpfender Verteilungsmasse schir-

2) s.dazu den Beitrag von Schmidt-Héuer in diesem Heft.
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Fritz Andres: Zur Bedeutung der Bodenfrage flr den Frieden in der Welt

fer! Ein steigender Vermeidungsaufwand wirkt in die gleiche Richtung.
Und die iiberkommenen Ungleichheiten der Verteilung werden dann eben-
falls immer weniger hingenommen werden. Das alles bedeutet, dafl die
Kriegsgefahr wichst, wenn es nicht gelingt, Verteilungsverfahren iiber die
Grenzen hinweg weltweit zu etablieren, die von allen Volkern, ja von allen
Menschen als gerecht empfunden und daher akzeptiert und als verbindlich
anerkannt werden. Wir brauchen also fiir die Nutzung der Natur eine Vertei-
lungsordnung, die einerseits fiir einen effizienten Umgang mit den knappen
Ressourcen sorgt — denn auch Verschwendung wird immer weniger gedul-
det werden —, die aber zugleich auch das Menschenrecht jedes Einzelnen auf
gleiche Teilhabe an den Giitern der Natur so offensichtlich gewihrleistet,
dafB3 jeder Verstof} eines Einzelnen oder eines Landes dagegen sofort als das
angesehen wird, was er dann auch ist: als eine Kriegserkldrung gegen die
gesamte Menschheit! Nur eine solche Verteilungsordnung kann uns vor den
Konflikten bewahren, in die uns vor allem die neuen ©kologischen
Knappheiten sonst unweigerlich stiirzen werden.?).

Nach einigen unmittelbar die Verteilungsproblematik des Bodens und der
Bodenschitze behandelnden Beitrigen wird in diesem Heft mit Artikeln zur
Reform der Grundsteuer und zum Erbbaurecht auf die beiden Wege verwie-
sen, die hier und heute zur Neuordnung des Verhiltnisses des Menschen
zum Boden beschritten werden konnen.

%) Die Grundlagen einer solchen Verteilungsordnung sind fiir den Boden in »Fragen der
Freiheit« Heft 215 (Positionspapier des Seminars fiir freiheitliche Ordnung zur Reform
der Bodenordnung), fiir die Bodenschitze und Rohstoffe in Heft 222 (Eckhard Behrens:
Okologische Rohstoffwirtschaft) und im iibrigen in Heft 232/233 (Fritz Andres: Zur Nut-
zung des Bodens, der Bodenschitze und der Umwelt) dargestellt.
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Kalter Krieg ums OI")

Christian Schmidt-Hduer
In Aserbajdschan belauern sich Russen und Amerikaner. Es geht um die Ol-
felder unter dem Kaspischen Meer vor Baku. Die USA wollen sich Ressour-
cen sichern. Rufsland fiirchtet um seinen Einfluf3 im Siiden der GUS. Gegen
Dollars stehen Panzer.

Johnny Burrough aus Texas lebt auf einer Insel im Kaspischen Meer.
Wenn bei Baku die Sonne versinkt und alles um ihn in goldgelbenen Farben
leuchtet, dann wird Johnny schon mal weich. Wehmiitig denkt er an die Big
Macs in Lake Jackson, 65 Meilen vor Houston.

Konnte er sich wenigstens mit einem saftigen Gulasch und frischem Topf-
kuchen bei Ira Wilhelmi trosten. Aber er darf nicht. Ira, die Aserbajdschane-
rin mit einem Osterreichischen Vorfahren, den es vor hundert Jahren beim
ersten Olboom nach Baku gezogen hatte, lebt auf derselben Insel wie
Johnny. Aber sie konnen nicht zusammenkommen. Welten liegen zwischen
ihnen.

Johnny, der Mittfiinfziger, verbrachte sein Leben in den Olfeldern von Te-
xas und Alaska. Nun hat ihn Pennzoil aus der Pension auf die kanariengelbe
Gasverdichteranlage gelockt, die der amerikanische Olriese auf einer aser-
bajdschanischen Plattform errichten lie3. So sieht Johnny 35 Tage lang nur
den Kompressor und das Meer, bevor er jeweils fiir 21 Tage nach Texas flie-
gen darf.

Johnnys Modul-Insel ist durch Schlagbaum und amerikanische Wach-
minner strikt abgeriegelt von der iibrigen Ansiedlung mitten im gréften
Binnenmeer der Welt. Die Stadt auf Stelzen, die sich gleich hinterm gelben
Schlagbaum rostend durch die flache See schlingelt, heiit »Ol-Steine«. Auf
brockligen Betonpfeilern, 16chrigem Asphalt, verteerten Bohlen winden
sich 181 Kilometer Fahrbahn vorbei an Férderpumpen und Schiffsgerippen,
Bohrgeriimpel, Wohnbldcken, Bickerei und Limonadenfabrik.

Ira Wilhelmi hat da nicht viel zu traumen. Sie lebt in einer neunstdckigen
Wohnruine, zusammen mit 500 anderen Frauen. Sie leitet eine Kantine der
»Stadt«, die 5000 Menschen speisen mufl — Arbeiter, die noch immer Mil-
lionen Tonnen pro Jahr mit den Methoden der ersten Ol-Steinzeit aus dem
Meer holen.

Johnny und Ira sind zwei Riddchen in einer immer héher tourenden Aus-
einandersetzung um Energiereserven, die auf den »Ol-Steinen« zum ersten
Mal angezapft worden waren. Hier begannen die Bohrungen im Kaspischen
Meer, wo man am 7. November 1949 auf die erste Springquelle stief3. Doch

*) Abdruck aus »Die Zeit« vom 16. Juni 1995 mit freundlicher Genehmigung des Autors.
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Christian Schmidt-Hauer: Der Krieg ums Ol

weil Moskau allein auf die wenig spiter entdeckten riesigen Olfelder West-
sibiriens setzte, ist der kaspische Raum erst seit dem Ende der Sowjetunion
zum Magnetfeld geworden.

Vor allem amerikanische Olkonzerne haben in dieser Region Anker ge-
worfen, weil der Westen sein Wachstum nur durch billige Rohstoffreserven
halten kann. Und Aserbajdschan, das durch sowjetische Miflwirtschaft und
den Krieg mit Armenien um die Enklave Berg-Karabach verarmt ist, 143t
seinen unterirdischen Reichtum auf Pump fordern, um sich durch die Ver-
flechtung mit westlichen Michten und Multis der russischen Vorherrschaft
zu entziehen.

So wichst, weitgehend unbeachtet von der europédischen Offentlichkeit,
am Kaspischen Meer eine neue Ost-West-Konfrontation heran. Amerikaner
und Russen ringen um wirtschaftliche Ressourcen und geostrategische Po-
sitionen. Wieder ist es ein great game, wie schon im 19. Jahrhundert, als
Russen und Briten um EinfluBl im mittelasiatisch-persischen Machtvakuum
stritten. Damals hatte der britische Oberst James Stoddart den Begriff vom
»grof3en Spiel« geprigt; er wurde 1842 im Emirat von Buchara wegen Infil-
tration exekutiert.

Johnny starrt zum Regenbogen, der sich iiber die Olteppiche spannt.
Schnell kommt der grofle Geldregen nicht gerade. Pennzoils Verdichteran-
lage liefert Aserbajdschan heute Gas — das friiher bei der Olférderung in die
Umwelt stromte — mit einem Tageswert von tiber 200000 Dollar an die 78
Kilometer entfernte Kiiste. Aber die vereinbarten 150 Millionen Dollar fiir
die Kompressorstation hat Baku noch immer nicht bezahlt.

Doch Pennzoil und die anderen harren aus. Sie nehmen die Héndel mit
den aserbajdschanischen Clans in Kauf, storen sich auch nicht am Wider-
stand aus Ruflland: Das Militér {ibt sich in Drohgebidrden, Aulenminister
Kosyrew versendet Protestnoten gegen die angebliche Verletzung des See-
rechts, und Ministerprisident Tschernomyrdin pocht fiir sein Moskauer Ol-
und Gasimperium auf Vorherrschaft tiber die kiinftigen Pipelines. Alle wis-
sen: Die Kaspische Senke, die den Kaukasus von Mittelasien trennt, wird zu
einem neuen Kuwait werden — im besten wie im schlimmsten Falle. 32 Mil-
liarden Barrel hochwertiges Ol warten dort in einem Raum, der noch nicht
eingebunden ist ins Geflecht internationaler Beziehungen. Aserbajdschan
gehort weder zur Organisation erdolexportierender Lander (Opec) noch zur
Organisation der entwickelten Staaten (OECD).

Die Ol- und Gasreserven in den drei ehemaligen Sowjetrepubliken am
Kaspischen Meer — Aserbajdschan, Kasachstan, Turkmenistan — haben be-
reits jetzt westliche Zusagen iiber Investitionen in Hohe von 30 Milliarden
Dollar angezogen. Ruf3land hat der Konkurrenz im Hinterhof Putschversu-
che in Baku und Militérstiitzpunkte in Armenien und Georgien entgegenge-
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Christian Schmidt-Hauer: Der Krieg ums Ol

Fordertiirme vor Baku: Das ausgepumpte Land setzt auf Multis aus dem Westen. Amoco,
Pennzoil, Exxon, BP und andere investieren Milliarden.

setzt. Und schon wird das Terrain fiir die kiinftigen Pipelines bestellt — der
Kreml verlangt exklusive Trassen durch Ruflland, der Westen mochte das Ol
iiber die Tiirkei verschicken. Moskaus gnadenlose Attacke auf Tsche-
tschenien galt nicht zuletzt dem Rohren-Knotenpunkt Grosnyj. Und die bra-
chiale Offensive der Tiirken gegen die Kurden soll auch Gelénde fiir Pipeli-
nes sichern. Der kommunistische PKK-Chef Abdullah Ocalan hatte die
westlichen Firmen schon 1993 gewarnt, daf} eine Pipeline iiber kurdisches
Gebiet ihren Preis haben werde.

All das schiirzt sich um den » Vertrag des Jahrhunderts« zur Erschliefung
der drei aserbajdschanischen Off-shore-Felder nahe der »Ol-Steine«: Gune-
schli mit seinem Tiefseeteil, Chirag und Aseri. Zwolf Firmen aus sieben
Lindern werden hier binnen dreiBig Jahren 511 Millionen Tonnen Ol for-
dern. In die Vorbereitung flieBen 7,4 Milliarden Dollar fiir Investitionen, da-
zu einige hundert Millionen fiir Primien und Sozialleistungen, die an Aser-
bajdschan gehen.

Das geopolitisch spektakulirste Joint-venture der Olgeschichte sollte be-
reits im Sommer 1993 unter Dach und Fach sein. Aber unmittelbar bevor
Aserbajdschans 1992 demokratisch gewéhlter Prisident Abulfas Eichibei
unterschreiben konnte, vertrieb ihn der mit Moskau verbiindete Warlord Su-
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Christian Schmidt-Hauer: Der Krieg ums Ol

ret Husseinow aus Baku. Aserbajdschans heutiger Président, der friithere
Spitzenfunktiondr der UdSSR, Hejdar Alijew, konnte Husseinow in der
Rolle des Premierministers voriibergehend neutralisieren. Am 20. Septem-
ber 1994 unterzeichnete der Prisident in Bakus Gulistan-Palast den Jahr-
hundertvertrag.

Doch nur wenige Tage spiter, als sich Alijew in den USA gerade zu einem
Festdinner aus Anlafl des Abkommens begab, erreichte ihn die Nachricht,
dal} zwei seiner loyalsten Anhédnger in Baku auf offener Strafle erschossen
worden waren. Der 72jédhrige Politfuchs, als Ex-KGB-Chef mit allen Mos-
kauer Tricks vertraut, flog zuriick, holte die Bevolkerung vor seinen Palast
und kam dem anlaufenden Putsch zuvor. Husseinow floh mit einem Hub-
schrauber nach RuBland. In Moskau hofft er heute mit anderen Exilaser-
bajdschanern wie dem Exprisidenten Mutalibow auf seine Stunde.

AufBlenministerium und Militirs in Moskau wollen noch immer mit fast al-
len Mitteln verhindern, da3 der Jahrhundertvertrag umgesetzt wird. Zwar
hat sich die russische Olindustrie inzwischen dem Joint-venture ange-
schlossen. Doch entfallen fast 80 Prozent der Anteile auf westliche Unter-
nehmen, 44 Prozent allein auf amerikanische: British Petroleum (England)
17,13 Prozent, Amoco (USA) 17,01 Prozent, Socar (Aserbajdschan) 10
Prozent, Lukoil (RuBland) 10 Prozent, Pennzoil (USA) 9,82 Prozent, Uno-
cal (USA) 9,52 Prozent, Statoil (Norwegen) 8,56 Prozent, Turkish Petrole-
um (Tiirkei) 6,75 Prozent, Exxon (USA) 5 Prozent, McDermott (USA) 2,45
Prozent, Ramco (England) 2,08 Prozent, Delta-Nimir (Saudi-Arabien) 1,68
Prozent.

Anden Gewinnenist Aserbajdschan mit fast 80 Prozent beteiligt. Prasident
Hejdar Alijew hatte nach dem Sturz seines Vorgingers Eichibei neue Ver-
tragsverhandlungen gefiihrt und erheblich mehr herausgeholt. Der gewiefte
Vorsitzende der staatlichen Olgesellschaft Socar, Natik Alijew — kein Ver-
wandter des Staatsprisidenten, der seinen Sohn ITham diskret nur zum stell-
vertretenden Socar-Chef gemacht hat —, rechnet der ZEIT vor: » Aserbajd-
schan erhilt seinen Gewinn aus drei Quellen. Erstens als Eigentiimer der
Bodenschiitze, zweitens aus der Gewinnsteuer von 25 Prozent fiir alle Unter-
nehmen des Konsortiums und drittens durch Socars zehnprozentigen Anteil.
Von den erwarteten 511 Millionen Tonnen wird Aserbajdschan 242 Millio-
nen Tonnen fiir sich verbuchen konnen. Den Erl6s von 73 Millionen Tonnen
teilen sich die auslidndischen Firmen. Und die restlichen 196 Millionen Ton-
nen dienen zur Deckung der Investitions-, Betriebs- und Transportkosten.«

Aserbajdschan beeilt sich, ein zweites Konsortium fiir die Erschlieung
des siidkaspischen Schahdenis-Feldes zusammenzubringen, unter Fithrung
von BP/Statoil mit Agip, Elf und vielleicht auch Shell. Baku ist aber nicht
nur wegen seiner eigenen Ressourcen zum Briickenkopf beim Kampf um
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Christian Schmidt-Hauer: Der Krieg ums Ol

die Energiereserven geworden. Die ilteste Olmetropole der Welt, das Mek-
ka der Feueranbeter schon in Zarathustras Tagen, bietet sich zugleich als
Drehscheibe an fiir kiinftige Trassen von Kasachstans riesigen Olfeldern
und Turkmenistans gewaltigen Gasreserven: Und auch dort konkurrieren
westliche Multis mit Ruf3land.

@® Zur Ausbeutung der kasachischen Olfelder Tengis und Korolew mit
insgesamt mindestens 900 Millionen Tonnen Ol (einige Experten rechnen
mit der doppelten Menge) hatten im April 1993 Chevron und Tengisnefte-
gas ein Joint-venture mit je 50 Prozent Beteiligung gegriindet. In das 40-
Jahre-Projekt sollte Chevron 20 Milliarden Dollar investieren, bei einer Ge-
winnverteilung von 80,4 Prozent fiir Kasachstan und 19,6 Prozent zugun-
sten des US-Konzerns.

Doch das Vorhaben ist inzwischen unter Druck der Russen geraten. Das
mittelasiatische Kasachstan, wo zwei Fiinftel der Bevolkerung Russen sind
und die Armee von russischen Offizieren gefiihrt wird, kann Konzessionen
an Moskau nicht vermeiden. So diktiert Ruflland jetzt derartige Bedingun-
gen fiir die Pipeline vom Tengis-Feld zum Schwarzmeerhafen Noworos-
sisk, da} Chevron seine Investitionen vorerst gedrosselt hat.

@ An der ErschlieBung des kasachischen Gasfeldes Karatschaganak sind
unter anderen British Gas und Agip beteiligt. Aber auch hier schléigt das Im-
perium inzwischen zuriick: Gasprom, die »privatisierte« Verhiillung des al-
ten sowjetischen Gasmonopols, das ein Viertel aller Naturgasreserven der
Welt kontrolliert, wendet im Kampf um Kasachstan weiter ungeniert jedes
Mittel an. Der Konzern nutzt sein Rohrleitungsmonopol riicksichtslos aus.
Doch auch Exxon und Mobil versuchen auf dem Karatschaganak-Feld Fuf}
zu fassen — womit sich der US-Schirm iiber dem Kaspischen Meer noch
weiter nach Norden spannen wiirde.

® Turkmenistan besitzt mit 21 Billionen Kubikmetern die derzeit dritt-
grofiten Naturgasreserven der Welt. Die mittelasiatische Republik hat im-
mer wieder Unzufriedenheit dariiber signalisiert, da3 RuBland durch seine
Gasleitung nur die Hilfte der gewiinschten Exportmengen hinauslie3. Ende
Mai erhielten die Turkmenen in Moskau plétzlich einen groen Bahnhof.
Gasprom raumte neue Bedingungen und Kapazititen ein. Doch Turkmeni-
stans Potentat Saparmurad Nijasow ist macht- und geschiftsorientiert ge-
nug, um sich im great game nicht einseitig festzulegen. Mit dem iranischen
Prisidenten Rafsandschani plant er bereits eine Gasleitung iiber den Iran
nach Westeuropa. Und wie Aserbajdschan stimmte auch Turkmenistan
beim jlingsten GUS-Gipfel in Minsk wohlweislich gegen die Stationierung
von (russischen) Truppen an den GUS-Grenzen.

Der Einstieg der Olriesen im Transkaukasus fiihrt vor Augen, daf} der We-
sten dem Ende der Sowjetunion keineswegs iiberall so konzeptlos gegen-
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Alle Pipelines fithren nach Westen

iiberstand, wie es europdische Amtsstuben und Leitartikler glauben ma-
chen. Multis und Energiepolitiker planten lingst nach der Devise: Die nich-
ste Olkrise kommt bestimmt. Ursache der beiden Krisen in den siebziger
Jahren war die einseitige Abhingigkeit von den Exporten der instabilen
Golfregion. In den achtziger Jahren hatte sich diese Abhéngigkeit voriiber-
gehend verringert, weil der Westen an zusitzliche Reserven herankam.
Doch da der Olbedarf weltweit stindig wichst, gerit der westliche Wohl-
stand wieder zunehmend an den nahéstlichen Tropf.

Nach den eher zu optimistischen Prognosen der Internationalen Ener-
gieagentur wird der Anteil der OECD-Linder an der Roholversorgung von
24 Prozent (1991) auf 15 Prozent (im Jahre 2010) sinken, jener der Opec
hingegen von 30 auf 48 Prozent steigen. Die librigen Lénder einschlie$3-
lich der GUS werden nur noch 37 statt 46 Prozent zur Weltproduktion bei-
tragen.

Noch krasser 146t sich dieses Gefille an den Erddlvorriten der einzelnen
Lénder — berechnet nach Jahren unter Annahme des gegenwirtigen Forder-
tempos — ablesen. Danach hat der Irak, bedingt durch das derzeitige Export-
embargo, Reserven fiir 571 Jahre, Kuwait fiir 138 Jahre, es folgen im Nahen
Osten die Vereinigten Arabischen Emirate (122), Saudi-Arabien (87), Iran
(73) und Libyen (44). Venezuela (73) und Mexiko (45) haben auf der ande-
ren Seite des Globus die lingste Zukunft als groBe Ollieferanten.

Fragen der Freiheit, Heft 239 (1996) 11


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 239 (1996)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Christian Schmidt-Häuer: Der Krieg ums Öl

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________


Christian Schmidt-H&uer: Der Krieg ums Ol

Europas Vorrite dagegen reichen fiir zehn, die der Amerikaner nur noch
fiir acht Jahre. Die USA, einst der michtigste Olproduzent der Welt und im-
mer noch der grofite Konsument, miissen lingst die Hilfte ihres Bedarfes
importieren. Das trigt nicht nur zum exorbitanten Handelsdefizit und zur
Dollarschwiche bei, sondern es treibt die GroBmacht auch zur energiepoli-
tischen Invasion in den kaspisch-mittelasiatischen Raum.

Selbst Henry Kissinger rif} es nach eigenen Angaben »aus dem Stuhl, als
er im Friihjahr Robert Doles erste grole Rede zur Aulenpolitik vernahm.
Prisident Clintons republikanischer Gegenspieler nannte den Golfkrieg ein
Symbol fiir die Sorge der Amerikaner um die Sicherung der Ol- und Gasre-
serven. »Die Grenzen dieser Sorge«, so Dole, »riicken mehr nach Norden,
schlieBen den Kaukasus, Sibirien und Kasachstan ein.« Amerikas vorwarts-
gerichtete militirische Priasenz und Diplomatie haben sich dem anzupassen.

Experten in Clintons Regierung sehen das nicht viel anders. Der stellver-
tretende Energieminister Bill White bekannte jiingst: »Woher sollen wir das
Ol nehmen, das wir mehr verbrauchen? Meine Antwort: Aus der westlichen
Hemisphire einschlieBlich der USA und Mittelasiens.« (!) White reist stin-
dig in die ehemaligen Sowjetrepubliken und appelliert dort an die Regierun-
gen, sich selbst als groBe Olproduzenten zu begreifen und RuBland mitsamt
dem Iran als »Konkurrenz« zu behandeln.

Multis und Michtige in den USA arbeiten in dieser Sache Hand in Hand.
Biilent Aliriza, Washingtoner Berater von Amoco: »Ol aus Aserbajdschan
zu pumpen, das ist eine direkte Chance, westliche Interessen in das Staaten-
system der friilheren Sowjetunion auszudehnen.« Und Glen Rase, Abtei-
lungsleiter fiir internationale Energiepolitik im State Department, Anfang
Mirz in London: »Damit es kein Miflverstindnis gibt: Die USA werden die
Interessen unserer Firmen im Kaspischen Meer verteidigen. «

So wird verstidndlich, warum Madelaine Albright, Washingtons UN-Bot-
schafterin, kurz vor Unterzeichnung des Jahrhundertvertrags im September
1994 auf einer gemeinsamen Pressekonferenz mit Aserbajdschans Prisi-
dent Alijew die USA als »Garant der internationalen Stabilitit« im Kauka-
sus anpries. Und fiir die Bediirfnisse der amerikanischen (und westlichen)
Rohstoffversorgung brachte Energieministerin Hazel O’Leary die Sache
auf den Punkt, als sie jiingst auf der Olmesse von Baku ausrief: »Die Reser-
ven des Kaspischen Meeres haben globale Bedeutung.«

So présentieren sich die Amerikaner im Kaukasus, wie sie es niemandem
in der Karibik gestatten wiirden. Und nicht minder unverbliimt warnte Wal-
ter Schonja, russischer Botschafter in Baku, Prisident Alijew schon mal da-
vor, nicht auf die USA als Schutzmacht zu bauen: » Wir haben 200 Jahre mit
Aserbajdschan zusammengewirkt. Jeder Politiker, der diese Realitit russi-
scher Macht leugnet, wird nicht lange im Amt bleiben.«

12 Fragen der Freiheit, Heft 239 (1996)
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Olbarone der Vergangenheit finanzierten Pracht und Wohlfahrt in Baku
Paliste aus schwarzem Gold

An Sonnabenden gehort Baku den Brautpaa-
ren. Wild hupende Karawanen westlicher Lu-
xusschlitten und russischer Tschaikas karrio-
len durch die Stadt. Und alle paar Minuten
bremst ein solcher Zug vor der Sédadét Sarayi,
dem Gliickspalast. Dunkelhaarige Schoéne in
schneeweillen Brautkleidern steigen die Mar-
mortreppen empor, gehen durch die himmel-
blaue, stuckverzierte Riesenhalle, um nach der
Trauung in den rosa Saal zu schreiten, wo sie
von den Verwandten mit Geld beworfen wer-
den.

Kaum eines der Paare weil3, da3 dieser Pa-
last in franzosischer Neogotik 1912 von einem
der reichsten Olbarone und groBten Wohltiter
Bakus hochgezogen wurde. Murtasa Muchta-
row, der aus drmsten Verhiltnissen zum Olin-
genieur aufgestiegen war, baute ihn fiir seine
Frau, eine ossetische Prinzessin. In ihrem Pa-
last richtete das kinderlose Ehepaar eine
Grundschule fiir arme Midchen und Waisen
ein, zudem die Residenz des ersten Wohl-
fahrtsbundes muslimischer Frauen.

Muchtarow war Feind des jungen Stalin,
der in der Olstadt wegen Bankraubes und Auf-
wiegelei mehrfach verhaftet wurde. Beim
nichsten Mal, so verkiindete Muchtarow, wer-
de er den Revoluzzer in eine Olquelle werfen
lassen. Doch die Geschichte wollte es anders.
Als die Rote Armee 1920 in Baku einriickte,
schwor der Olmagnat: Solange ich lebe, wird
kein Barbar mein Haus in Soldatenstiefeln be-
treten.« Kurz darauf kamen die Rotarmisten —
sie ritten in die himmelblaue Vorhalle hinein.
Muchtarow feuerte auf sie und richtete das Ge-
wehr dann gegen sich selbst.

Auch Agha Musa Naghijew hatte sich vom
armen Bauernsohn hochgearbeitet und wurde
zum geizigsten aller Olmillionire. Immerhin
schuf er unter dem Druck der anderen ein
Prachtgebdude fiir wohltitige Zwecke, das
ganz dem Palazzo Contarini in Venedig nach-
empfunden war. Es beherbergt heute die Aka-
demie der Wissenschaften. In einem der riesi-
gen Mietswohnhiuser, die Naghijew bauen
lieB3, ist gerade eine Etage vor dem endgiiltigen
Verfall gerettet worden: Sie dient der Bonner
Vertretung als Residenz.

Paliste und Prospekte, Banken und Theater,
Geschiftshiuser und Gymnasien, die heute
Bakus kompakten Stadtkern wieder zum at-
traktivsten der GUS jenseits von St. Petersburg
machen, entstammen einer von Ol zusammen-
gefiihrten Verbindung von Byzantismus und
Griinderzeit, Wettbewerb und Wohlfahrt. Die
aserbajdschanischen Olbarone, die einander
unbedingt iibertreffen wollten, lieBen nach-
bauen, was sie auf ihren Weltreisen so ab-
gucken konnten: einen Balkon in veneziani-
scher Gotik, eine Etage in maurischer Roma-
nik, eine Bank, die Schinkel griit, einen hal-
ben Dogenpalast. Aber sie begniigten sich
nicht mit Fassaden.

Der Schuhmachersohn Seynalabdin Taghi-
jew, der mit fiinf Jahren in die Steinmetzlehre
kam und als reicher Olindustrieller mit 101
Jahren starb, stiftete in Baku die erste sidkulare
Midchenschule der muslimischen Welt. Sein
Internat — auch dieses Gebiude steht noch —
griindete er nach dem Motto: »Warum sind die
Muslime zuriickgeblieben? Weil sie den Frau-
en keine Bildung zukommen lassen.« Taghi-
jew, der selbst nicht mehr schreiben gelernt
hatte, verkiindete immer wieder: »Wenn man
eine Nation bilden will, mu8 man bei den
Frauen beginnen — denn sie geben es ihren
Kindern weiter.«

Wenn heute die bange Frage gestellt wird, ob
denn die neuen Banker und exkommunisti-
schen Mafiosi wenigstens in der zweiten Gene-
ration nach dem Beispiel des Erzkapitalisten
Rockefeller Stiftungen und Bildungseinrich-
tungen wie die Universitidt von Chicago griin-
den werden — dann bieten die fast vergessenen
Olbarone von Baku das viel niherliegende Vor-
bild. Fuad Achundow, ein junger Orientalist,
derim Alleingang die Geschichte und Anekdo-
ten der alten Olmetropole von letzten Zeitzeu-
gen sammelt: »Es erfiillt mich mit Wehmut,
wenn ich sehe, daf die damaligen Industriellen
trotz ihrer durchaus egoistischen und ganz ge-
schiftlichen Interessen solche Wunder hinter-
lassen haben — und wir? Meine bescheidene
Hoffnung ist, dal die Unternehmen, die jetzt
wieder nach Baku kommen, etwas von jener
Weitsichtlernen mogen. «
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Seit Beginn der Olverhandlungen 1991 sind jetzt der dritte Prisident und
die sechste Regierung im Amt. Auf je eine permanent Tee brithende Se-
kretirin in den Vorzimmern der staatlichen Olgesellschaft kommt inzwi-
schen ein halbes Dutzend Bewaffneter, die auf abgewetzten Sofalehnen sit-
zen, rauchen oder mit ihren Maschinenpistolen hantieren. Socar-Prisident
Natik Alijew, die halbmondférmige Meeresbucht im Riicken, nickt: ,,Son-
nenklar, warum die groBen Olfirmen hierherkommen. In zehn Jahren droht
die vollstindige Abhingigkeit vom Nahen Osten, wenn der Westen keine
neuen Felder erschliefen kann. Und da decken sich unsere Interessen: Ihr
braucht neue Quellen, wir brauchen Geld und Technik, um unsere Forde-
rung allmihlich mit eigenen Mitteln erweitern zu konnen.«

Ein paar Rdaume weiter ergédnzt [lham Alijew, der 33jédhrige Sohn des Pri-
sidenten und »AuBenminister« der Olgesellschaft, mit gelassener Bediich-
tigkeit: »Ol ist das einzige, was westliche Investitionen anzieht und unsere
Eigenstindigkeit sichern kann.« Die Alijews haben diese Strategie — prag-
matischer als die friiheren Fiihrungen — mit einer Friedensinitiative fiir
Berg-Karabach verbinden konnen. Seit Mai 1994 herrscht Waffenstillstand
in diesem Konflikt, bei dem Aserbajdschan und Armenien um die von Ar-
menien besetzte Enklave streiten.

Der 6lbediirftige Westen soll Aserbajdschan nicht nur materiell unterstiit-
zen, sondern auch politisch helfen, um den armenisch-russischen Sieg im
Karabach-Konflikt und die Gebietsverluste Aserbajdschans zu revidieren.
Die USA, die Aserbajdschan noch vor wenigen Jahren unter dem Einfluf}
der armenischen Diaspora als vermeintlichen Kriegstreiber von der Hilfe
durch den Freedom Support Act ausgeschlossen hatten, haben inzwischen
die Front gewechselt. Sie sind besonders bemiiht, Moskau daran zu hindern,
Berg-Karabach und die armenischen Freischirler neuerlich zur politischen
Unterminierung Bakus zu benutzen.

Der Exkommunist Alijew ist bei seiner Westwende einem Rat des spiten
Lenin gefolgt. Der hatte zu Beginn der zwanziger Jahre empfohlen, das von
zaristischer Biirokratie und bolschewistischen Streiks abgewirtschaftete
Baku solle am besten »zu einem Viertel versteigert werden«.

Heute mdbeln die westlichen Olfirmen Bakus altes, halbverfallenes Fest-
ungsviertel fiir ihre Repriasentanten auf. Bei BP/Statoil, die das Konsortium
anfithren, werden gerade neue Kabel verlegt, um die von Moskau nahezu
blockierte Kommunikation mit der Auflenwelt zu verbessern. Amocos Ver-
tretung hat sich jiingst sogar in einem Seitenfliigel des Auflenministeriums
eingemietet.

Baku, von jahrzehntelanger Olverpestung heimgesucht und von einer
Million Fliichtlingen umringt, profitiert von den Multis. Amoco hat fiir fast
200000 Kinder Polio-Schutzimpfungen organisiert. Mehrere Olfirmen stif-
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teten gutbestiickte Leserdume fiir die Universitit. Und alle sponsern die Re-
staurierung spitkolonialer Prachtbauten aus der Zeit der Olbarone im 19.
Jahrhundert.

Doch solche Vorleistungen und » Versteigerungen« der legendéren Stadt
im Ol und Miill sichern noch nicht die erhofften Gewinne. Entscheidend ist
auch heute wieder, was das London Institute of Economics vor genau neun-
zig Jahren in einer Studie mit dem Titel »Baku: Olhauptstadt der Welt« fest-
halten lie3: » Aserbajdschans Aussichten hingen allein von der regionalen
Stabilitdt und einer Pipeline ab, um das schwarze Gold nach Westen zu
schaffen«.

Und eben da hilt Moskau den Daumen drauf.

Wie zuvor die USA war spiter die Sowjetunion lange groBter Olprodu-
zent der Welt gewesen. Statt die Einnahmen in den Strukturwandel zu inve-
stieren, finanzierte der Kreml mit den Petrodollar das Wettriisten. Als die
Weltmarktpreise fiir Rohdl verfielen, stand die UdSSR vor dem Konkurs —
zu derem unfreiwilligen Verwalter dann Gorbatschow mit seiner Perestroj-
ka wurde.

Aus Ol- und Gasverkauf bezieht RuBland heute zwei Drittel seiner Expor-
te —und die Rechtfertigung fiir eine primir monopolistische Marktstrategie.
Nur waren Moskaus Energie- und AuBenpolitik in der Ubergangsphase weit
weniger koordiniert als die der Vereinigten Staaten. Sonst hitte es die bei-
spiellose Schiitzenhilfe des Kreml fiir die Amerikaner im Golfkrieg kaum
gegeben. Heute wire eine solche Gemeinschaftsaktion undenkbar. Im Ge-
genteil: In Moskau mehren sich die Plddoyers, den Golf als Druckmittel ge-
gen den Westen zu benutzen. Der auch im Ausland angesehene Militarkom-
mentator Pawel Felgengauer, der ein Sprachrohr des russischen General-
stabs ist, hat jiingst das folgende Szenario entwickelt:

»Wenn die Nato die Armeen der angrenzenden Linder ihrem Kommando
unterstellt, konnte das antiamerikanische Iran-Regime sehr gut ein natiirli-
cher und wertvoller Partner werden. Wieder aufgeriistet mit russischen Waf-
fen, wire der Iran in der Position, die Durchfahrt der Oltanker durch die
Strafle von Hormuz zu blockieren. Das triafe den Westen dort, wo er am ver-
wundbarsten ist ... Wenn russische Kampfflugzeuge und Raketenbatterien
den Iran vor Vergeltungsschlidgen amerikanischer Bomber und Marschflug-
korper schiitzen wiirden, wire der Westen nicht imstande, den Persischen
Golf wieder zu 6ffnen.«

Sohatsichdie Ost-West-Konfrontationslinie —kaum bemerkt vom alten Eu-
ropa, das alles andere als ein global player ist — zum Transkaukasus und zum
kalten Olkrieg verschoben. Dort haben sich zwei Achsen gebildet: Washing-
ton-Baku-Ankara auf der einen und Moskau-Jerewan-Teheran auf der ande-
ren Seite. Dem alten Kontinent hat bisher nicht einmal geddmmert, dal Ruf3-
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‘Wo einst die Anhidnger Zarathustras die »Sdulen des Ewigen Feuers« anbeteten, steht heute
ein Wall aus Tanks. Raffinerien umgeben die Stadt Baku.

lands briiske Aufkiindigung des KSZE-Vertrages (zur Begrenzung der Artil-
lerie, Panzer und Panzerwagen im Raum Petersburg und im Nordkaukasus)
kein Revanchefoul wegen der geplanten Nato-Erweiterung ist. Sie dient viel-
mehr RuBllands Positionsverstirkung im great game ums Kaspische Meer.

Aserbajdschans Nachbarn Armenien und Georgien sind im Mérz von Ver-
teidigungsminister Gratschow personlich und vertraglich auf eine Statio-
nierung russischer Truppen und Militérstiitzpunkte fiir ein Vierteljahrhun-
dert verpflichtet worden. Eine dieser Militdrbasen liegt bezeichnenderweise
am georgischen Schwarzmeerhafen Batumi, jenem jetzt wieder gefragten
traditionellen Umschlaghafen fiir das aserbajdschanische Ol, zu dem die
Rothschilds schon im vergangenen Jahrhundert ihre beriihmte Eisenbahnli-
nie aus Baku legen lie3en.

In Georgien hat Moskau so lange ethnische Konflikte gefordert, bis dem
in die Enge getriebenen Préasidenten Schewardnadse nur noch die Unterwer-
fung blieb. Armenien ist durch seine tragische Fixierung auf die Erbfeind-
schaft mit der Tiirkei (nach dem furchtbaren Genozid von 1915) ein traditio-
neller Verbiindeter Moskaus und heute der Gendarm des Kreml im Kauka-
sus. Auch wenn Ruflland derzeit keine Truppen in Aserbajdschan stationiert
hat, so halten die armenischen Aufpasser doch ein Fiinftel des aserbajdscha-
nischen Territoriums besetzt.
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Wihrend das Militdr Aserbajdschans Nachbarn auf Linie hilt, liest
AuBlenminister Kosyrew der internationalen Gemeinschaft die Leviten.
Kaum war der Jahrhundertvertrag unterschrieben, sandte der AuB3enmini-
ster eine Protestnote an UN-Generalsekretir Butros Butros-Ghali. Darin be-
stritt er die RechtmiBigkeit des Abkommens, weil das Kaspische Meer ein
Binnensee sei und seine Schitze deshalb allen Anrainern gemeinsam gehor-
ten: ,,Einseitige Akte werden von russischer Seite als illegal angesehen, sie
behilt sich das Recht vor, die notwendigen Maflnahmen zu ergreifen.

Aserbajdschan vertritt dagegen die Auffassung, dafl das 440000 Quadrat-
kilometer grof3e Salzgewisser, das keine Verbindung zum Ozean hat, aber
von der Wolga erreicht wird, ein umschlossenes Meer ist und dem interna-
tionalen Seerecht unterliegt. Choschbachat Jusifsade, als Vizeprisident bei
Socar fiir Geologie zustindig: »Moskaus Olindustrie und die friiheren So-
wjetrepubliken rund ums Meer haben sich vor zwanzig Jahren darauf geei-
nigt, die Grenzen iiber die jeweils gleiche Entfernung von der Kiiste bis zur
Mitte des Meeres aufzuteilen. Wir erhielten damals 80000 Quadratkilome-
ter- und dabei wird es bleiben.«

Moskau beruft sich deshalb obendrein auf den Vertrag von Astrachan, in
dem sich die ehemaligen sowjetischen Anrainerstaaten 1993 dazu bekannt
hatten, die Aufteilung des Kaspischen Meeres endgiiltig erst nach einer Ei-
nigung iiber okologische SchutzmaBnahmen vorzunehmen. (Der Norden
des Meeres hat eine besondere Zone mit der grofiten Kaviarproduktion der
Welt.)

Wer iiber das Kaspische Meer rund um die Apscheron-Halbinsel im Hub-
schrauber fliegt — iiber die rostenden Rohrtiirme, die aus der See ragen wie
tote Baumstiimpfe in einem abgebrannten Waldstiick, iiber die Schiffsfried-
hofe, die kilometerweit abgeknickten Straien, die verfallenen Betonbunker
auf verlassenen Bohrinseln —, der hat keinen Zweifel daran, daf3 der neuerli-
che Ol-Sturm dieses Gewisser mit dem schwindenden Stor weiter zerstren
wird. Nur daf} sich ausgerechnet Ru3land gerade hier und jetzt auf 6kologi-
sche SchutzmafBnahmen beruft, das kann niemanden iiberzeugen. Haben
doch die Herrscher in Moskau iiber Jahrzehnte Ressourcen riicksichtslos
abgebaut und dabei Spuren der Verwiistung durch die Regionen gezogen,
von Komi bis zum Kaspischen Meer, von permanenter Olpest bis zur Ver-
sandung des Aralsees.

Ubers Kaspische Meer scheiden sich die imperialen und die energiepoliti-
schen Geister in Moskau. Der Ol- und Gaskomplex mit Premier Tscher-
nomyrdin an der Spitze ist im umstrittenen Joint-venture durch Ruf3lands
groBten Olkonzern Rukoil mit zehn Prozent dabei. Aserbajdschans Parla-
mentsprisident Rasul Gulijew, friiher selbst Direktor eines Olbetriebs, zur
ZEIT: »Es ist unfaBlich: Da gibt der Ministerprisident eines Landes seine
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Zustimmung zu einem Projekt — aber eines seiner Kabinettsmitglieder bom-
bardiert die Welt weiter mit Protestnoten dagegen.«

Vieles spricht dafiir, daf} dieses Storfeuer fiirs erste darauf abzielt, Ruf3-
land die Pipelines zu sichern und damit die Moglichkeit, den Transport des
schwarzen Goldes bei entsprechender Weltlage zu blockieren. Alle Wege
aus Baku fiihren durch ethnische Konfliktzonen. Fiir den ersten Schub des
»frithen Ols« (von Mitte 1996 an) und fiir den Hauptstrom, der Mitte 1998 in
Fluf3 kommen soll, standen ein halbes Dutzend Strecken zur Diskussion.

Die Routen iiber den Iran entfallen durch Amerikas obsessive Embargo-
politik gegen Teheran, die den Interessen des Konsortiums geschadet und
den Iran im Olpoker eher unfreiwillig an die Seite Moskaus getrieben hat.
Socar hatte Teheran sogar schon den Verkauf von fiinf Prozent Anteilen am
Joint-venture zugesagt, was die amerikanischen Firmen im Konsortium un-
ter Clintons Druck ablehnten.

Die Pipeline iiber die Tiirkei wiederum, mit der das Trio Washington-
Baku-Ankara am liebsten RuB3land umgehen wiirde, trifft auf den Wider-
stand Moskaus.

Und die kiirzeste Strecke von Baku zum Mittelmeer — durch Armenien und
die Osttiirkei —hat derzeit ebenfalls keine Chance. Sie wird zwar von Aserbaj-
dschan favorisiert, das iiber diesen Weg auch gleich das Berg-Karabach-Pro-
blem in seinem Sinne 16sen mochte. Vafa Gulusade, wichtigster auflenpoliti-
scher Ratgeber Priisident Alijews, zur ZEIT: »Der beste Weg fiir das Ol, fiirein
Friedensabkommen, fiir Armeniens wirtschaftliche Unabhéngigkeit! Des-
halb appelliere ich an den Westen: Helft Armenien, frei zu werden.« Doch we-
der traut Armenien solchen Lockungen, noch wird Moskau, das bei dieser
Route leer ausginge, das Instrument Karabach fiir nichts aus der Hand geben.

So sind fiir das »friihe Ol«, das die vorbereitenden Investitionen moglichst
bald hereinholen soll, zwei Varianten iibriggeblieben:

Erstens: der russische Weg von Baku iiber Grosnyj nach Noworossisk.
Sein Vorzug: Die Trasse steht. Selbst die Rohre durch Tschetschenien sind,
wie die russische Pipeline-Gesellschaft Transneft kiirzlich mitgeteilt hat,
unbeschidigt. Das bestiitigt, welche Rolle das Ol fiir den Krieg spielt: Schon
am 11. Dezember, als die Invasion Tschetscheniens begann, hatte die Armee
als erstes Order erhalten, die Oleinrichtungen abzuschirmen.

Zweitens: die georgische Route von Baku tiber Tiflis zu den Schwarzmeer-
hédfen Batumi und Poti. Dafiir miissen die Héfen ausgebaut und neue Rohren
durch das vom Biirgerkrieg erschopfte Kaukasus-Land verlegt werden.

Die endgiiltigen Entscheidungen iiber den Weg des »friihen Ols« fallen in
den nichsten Tagen und Wochen. Aserbajdschan ist nicht mehr ganz so
strikt dagegen, daB die erste Etappe des Ol-Marathons durch RuBland geht.
Denn die Argumente von Au3enminister Kosyrew gegen den Jahrhundert-
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vertrag wiirden in diesem Falle unhaltbar werden. Die Chancen konnten
wachsen, daB3 die Route fiir die grof3e Pipeline — sie muf3 laut Vertrag bis zum
Sommer 1998 fertiggestellt sein — mit weniger Streit gefunden wird, womit
auch zumindest eine Route iiber die Tiirkei fithren konnte.

Die Idee einer Pipeline von Westkasachstan iiber Baku durch die Tiirkei
zum Mittelmeerhafen Ceyhan war eine Siule im politischen Gedankenge-
biude des tiirkischen Ministerprisidenten Turgut Ozal gewesen. Sie be-
schiftigte ihn bis zuletzt. Ozal starb nach einem erschopfenden Besuch in
Aserbajdschan im April 1993, kurz vor dem ersten Versuch, den Jahrhun-
dertvertrag abzuschliefen. Inzwischen hat Ankara angeboten, die 1637 Ki-
lometer lange Trasse von Baku durch die Osttiirkei selbst zu finanzieren.
Das rohstoffarme Land verspricht sich von der Pipeline nicht nur eine
Schliisselposition in der Energieverteilung, die Entlastung des Bosporus
und die Ankurbelung des Bausektors. Es mochte vor allem eine stirkere
Briicke zwischen Mittelasien und dem Westen bilden.

Der krisengeschwichte Nato-Staat am Bosporus ist wie kein anderes
Land von den Problemen der aufgelosten Nachkriegsordnung umrundet.
Syrien, der Irak, der Iran und der Fundamentalismus machen die Siidost-
flanke unsicher. Die Druckwellen des postsowjetischen Bebens im Kauka-
sus kommen iiber die Grenzen Georgiens und Armeniens, vom briiderlichen
Nachbarn Aserbajdschan und von den muslimischen Tschetschenen gleich
um die Ecke. Und vom Nordwesten her erschiittert der Balkan mit Bosnien
als Epizentrum die politischen Fundamente der Tiirkei.

So erhofft sich die Regierung in Ankara von der Pipeline mehr geostrate-
gischen Halt und einen wirtschaftspolitischen Hebel fiir die Region. Die
Tiirkei wire schon zufrieden, wenn sie die Hilfte des Ols transportieren
konnte: 25 Millionen Tonnen aus Aserbajdschan, 20 Millionen Tonnen aus
Kasachstan jihrlich. »Wir sind bereit, mit Ruflland zu teilen«, sagt Necdet
Pamit, stellvertretender General Manager von Turkish Petroleum. »Wir
wollen keinen dritten Weltkrieg wegen des Ols.«

Niemand will ihn. Doch das Ol, das den Ausgang des Ersten und Zweiten
Weltkrieges mit bestimmte, ist Treibstoff fiir Konflikte geblieben. Sues, Ku-
wait, Tschetschenien, so weit sie auch auseinanderliegen — das Ol hat eine
grofle Rolle bei diesen Kriegen und Verbrechen gespielt. Noch hat sich die
Prophezeiung des franzosischen Senators Berenger nicht erfiillt, der dem
britischen Lord Curzon am Ende des Ersten Weltkrieges zuprostete: »So
wie das Ol das Blut des Krieges war, so wird es das Blut des Friedens sein.«

Nichts Besseres konnte Aserbajdschan und Armenien widerfahren, als
daB der Olvertrag des Jahrhunderts Frieden um Berg-Karabach brichte. Im
Zentrum von Jerewan sind sogar die Ampeln erloschen, weil die Energie
fehlt. Im Zentrum von Baku ist der Anteil der Luxuslimousinen am Verkehr
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grofer als tiberall sonst in der GUS. Doch drau3en im Lande lebt eine Milli-
on Fliichtlinge in Lagern. Seit Jahren. Eine Generation ohne Zukunft wichst
da heran. Sie kann das gemiBigt muslimische Land, dessen Fithrung und
Opposition — bei aller Feindschaft untereinander — nach Westen orientiert
sind, in den Fundamentalismus aus sozialer Verzweiflung treiben.

Wenn Amerikaner und Russen, Multis und lokale Machthaber mit dem
Rohol des Kaspischen Meeres nicht gemeinsam und gemeinniitzlich umzu-
gehen lernen, werden sie diese Reserven verspielen.

Schon im 19. Jahrhundert bestimmten westliche Kapitalisten das Schicksal Bakus
Rothschild, Nobel und Rockefeller

Wer »Gottes Stadt« die rechte Gunst er- Mamed Nuroglu gegraben wurde. 1829,
weisen will, muB} erst einmal durch die  kurz nachdem sich Ru3land die Stadt ein-
Wiiste. Durch Mondlandschaften voller  verleibt hatte, gab es schon 82 von Hand
schwarzem Schlick. Uber Schlachtfelder — gebuddelte Olschichte. 1871 wurden die
mit den Kadavern verrotteter Fordertiir- ersten Bohrungen niedergebracht. 1873
me, nickhorses genannt. Vorbei an hoch-
geschwemmten Salzen und brackigem
Grundwasser, in dem rostiges Rohrgestéin-
ge wie verdorrtes Schilf steht.

Aufstieg und Fall der immer noch maér-
chenhaften Stadt Baku lassen sich nir-
gends beklemmender erfahren als auf dem
Weg zum Tempel der Feueranbeter
draulen in Suratschamy, siebzehn Kilo-
meter vor der iltesten Olmetropole der
Welt. Hier beteten die Anhinger des Zara-
thustra (geboren um 628 vor Christus)
ldngst vor dem Tempelbau die »Sédulen des
Ewigen Feuers« an. Die entflammbaren
Gase, die aus dem porosen Kalkstein von
unterirdischen Erdollagern aufstiegen,
galten als gottliche Offenbarung. Aus In-
dien kamen die Pilger, um im Anblick des
Feuers in die Unsterblichkeit hiniiberzu-
ddmmern. In Ledersédcken ging das heilige
Gas nach Indien.

Spiter wurde dann gezielt nach Ol ge-
sucht. Im Stadtteil Balachan gibt es eine
35 Meter tiefe Quelle, an deren Grund auf ~ Ausgebeutet und erschopft: Olarbeiter im
Stein eingemeiBelt ist, daB sie 1594 von  Bakudes vergangenen Jahrhunderts.
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arbeiteten mehr als zwanzig kleinere Raf-
finerien. Das war das Jahr, in dem ein Che-
miker mit Namen Robert Nobel in die
Stadt kam. Er sollte russisches Wal-
nuBholz fiir Gewehrschifte auftreiben, die
der Waffenkonzern seines Bruders Lud-
wig Nobel in St. Petersburg brauchte.
Robert und Ludwig Nobel waren Sohne
eines schwedischen Erfinders, der 1837
ins Land gekommen war, weil das russi-
sche Militdr nach seiner Seemine verlang-
te. Und da gab es noch einen dritten Bru-
der in Paris. Der hie3 Alfred und baute ge-
rade ein Dynamitimperium auf.

Robert lieB sich in Baku vom Olboom
mitreien. Er nahm die 25 000 Rubel fiir
das WalnuBholz und erstand eine kleine
Raffinerie. 1876 war sie in der Lage, die
erste Fracht von »Nobels Leuchtol« nach
St. Petersburg zu liefern. Im selben Jahr
kam Ludwig, der begabtere Manager
nach. Weil der Transport des Ols in Holz-
fassern iiber mehrere tausend Kilometer
von Baku durch das Kaspische Meer, auf
der Wolga und schlieBlich tiber Eisen-
bahnstrecken zu teuer war, lie Ludwig
1877 den ersten seetiichtigen Oltanker der
Welt bauen. ,,Zarathustra“ lief 1878 ins
Kaspische Meer aus. 1885 hatten die No-
bel-Tanker auch den Atlantik erobert.

Uber seinen hochmodernen Konzern be-
kam Ludwig in wenigen Jahren fast den ge-
samten russischen Olhandel in die Hand. Er
wurde der »Olkonig« von Baku. Und Baku
wurde die Stadt, die Amerika auf dem Weg
zum weltweiten Olmonopol stoppte.

Drei Jahre bevor Robert Nobel NufSholz
suchte und Ol fand, hatten in Amerika fiinf
Minner unter Fithrung von John D.
Rockefeller die Firma Standard Oil ge-
griindet. Der Konzern, der das »neue
Licht«, das Lampenél, weltumspannend
vertrieb, wurde zum Ahnherr von Multis
und Monopolisten. Er operierte »mit den
gnadenlosen Methoden und der ungezii-
gelten Gier des Kapitalismus des 19. Jahr-
hunderts«, wie es Daniel Yergin in seinem
Buch »Der Preis« formulierte. Aber
Rockefeller brachte mit beispiellosem Or-
ganisationstalent auch Ordnung in den
Wildwestboom der Olpririe und begriin-
dete die neue Ara der multinationalen Ak-
tiengesellschaften mit.

Doch seine globalen Pline scheiterten
am Ende an Baku. Dort konnten die Nobels
ihren Aktiondren stolz verkiinden: .,Das
amerikanische Ol ist v6llig vom russischen
Markt verdringt.« Nur: Uber den russi-
schen Markt kamen die Briider durch Bakus
Lage jenseits des Kaukasus nicht hinaus.

Das idnderte sich erst, als die Pariser
Rothschilds mit dem Bau ihrer Eisenbahn
tiber den Kaukasus zum Schwarzmeerha-
fen Batumi 1883 das Tor zum Westen auf-
stieBen. Alfred Nobel verbesserte die
Strecke noch, als er mit Hilfe von 400 Ton-
nen Dynamit eine erste Pipeline durch ei-
nen zu hohen Bergpal treiben lief3.

Das Tor zum Westen fiihrte aber auch in
die jahrelangen »Olkriege« um die
»Mirkte der Welt«, den Standard Oil und
Nobel, Rothschild und Shell ausfochten.
Zur »Entschirfung« dieses Duells trugen
schlieBlich zwei Minner mit sehr unter-
schiedlichen Motiven bei: Prisident Theo-
dore Roosevelt und Iossif Dschugaschwi-
1i, der sich spéter Stalin nannte.

Der amerikanische Prisident hatte 1906
Klage fiihren lassen gegen Standard Oil
wegen verbotener Absprachen zur Ein-
schrinkung des freien Handels. Rockefel-
lers Imperium muflte sich in getrennte
Einheiten aufteilen. Die grofte Einheit
wurde Standard Oil of New Jersey — aus
ihr ist Exxon entstanden. Die néchstgrofte
Einheit, Standard Oil of New York, brach-
te Chevron hervor. Aus Standard Oil of In-
diana wurde Amoco, aus Standard Oil of
Ohio der amerikanische Arm der BP.
AuBer Chevron sind heute alle in Baku
eingestiegen. In jener Stadt, die einst
ihrem gemeinsamen Ahnherrn und damit
Amerika die Beherrschung des Petro-
leumweltmarktes verwehrte.

Zum spiteren Niedergang der Rivalin
trug als erster Josef Stalin bei. Er organi-
sierte zu Beginn dieses Jahrhunderts die
Demonstrationen und Streiks gegen die
Olunternehmen in der kaspischen Hafen-
stadt. Die Revolutionire nutzten sogar das
landesweite Verteilersystem der Olindu-
strie, um ihre Propaganda und Lenins Zei-
tung Iskra zu verbreiten. Jahre spiter sagte
Stalin: »In Baku leistete ich mein Gesel-
lenstiick.«

Man sieht es noch heute.
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Freikohle: Die Formel fiir den Frieden in
Oberschlesien®)
Silvio Gesell

Inderschweizerischen Zeitschrift »Die Freistatt« warim Jahre 1916, zur Zeit
der Kohlennot, der Satz zu lesen: »Die Schweiz hat auf die Kohlen an der Saar
und an der Ruhr das gleiche Recht wie Deutschland, wie jedes andere Land
der Welt«. Damals fiihrte Deutschland die »Waffen noch weit in Feindes
Land spazieren«. Den Sinn dieses Satzes konnte man darum auch damals in
Deutschland noch nicht erfassen.

Heute, seitdem das Saarbecken an Frankreich abgetreten, das Ruhrgebiet
bedroht, Oberschlesien als Einsatz eines Wiirfelspieles hergegeben werden
mulite—jetzt, wo der Schlingel die Schlinge am Halse spiirt, da wird er hellse-
herisch, dabegreift er Dinge, die ihm vorher vollig verschlossen waren. Man
erschrickt in Deutschland nicht mehr, im Gegenteil, man freut sich sogar,
wenn jemand der Internationalisierung der Kohle das Wort redet.

Die Erde gehort nicht den Kapitalisten. Das versteht jeder deutsche Prole-
tarier. Daf} aber die Erde auch nichtden Proletariern, das Ruhrgebietnicht den
deutschen Arbeitern gehort, das ist dem Proletariatnoch durchaus kein geldu-
figer Satz. Vielleichtist noch ein neuer, verlorener proletarischer Krieg notig,
um dem Proletariat das volle Verstéindnis fiir diesen Satz zu 6ffnen. In Austra-
lien, in Neuseeland, in Nordamerika z. B. verteidigen die Arbeiter ihre Vor-
rechte dem europiischen Proletariat gegeniiber mit der denkbar grof3ten Roh-
heit. Die verbrecherischen Einwanderungsgesetze der Vereinigten Staaten
sind ein Erzeugnis der Diktatur des Proletariats. Die nach dem Zusammen-
bruch in Deutschland herrschenden Sozialdemokraten verjagten schweizeri-
sche Arbeiter mit ihren Familien (von denen schon einige 30 Jahre im Lande
waren), um ihre Landsleute an die Stelle zu setzen! Das alles deutet auf einen
erschreckend engen Gesichtskreis. Fiir den vollen Begriff des Wortes Frei-
land ist das Proletariat vielleicht noch weniger vorbereitet als der Philister.

Die Erde gehort niemandem, auch nicht den Volkern, auch nicht den Staa-
ten. Die Erde, und mitihr die Kohle, gehort der Menschheit! Alle, ohne Aus-

*) Dieser Beitrag wurde dem 13. Band der Gesamtausgabe der Werke Silvio Gesells (Gau-
ke-Verlag, 24319 Liitjenburg) entnommen. Er wurde 1921 geschrieben und zeigt ebenso
wie weitere Artikel in diesem Band und sonstige Veroffentlichungen Gesells, welche fun-
damentale Bedeutung er der Losung der Bodenfrage und der Internationalisierung der
Rohstoffe fiir den Frieden beigemessen hat. Mit »Freiland« bezeichnet er die von ihm ge-
forderte, von Vorrechten jeglicher Art befreite Bodenordnung.
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nahme alle Menschen haben das gleiche Recht, sich mit Kohlen dort zu ver-
sorgen, wo die Kohle gewachsen ist. Und spreche ich es gerade aus: Es ist
Leichtsinn, es ist Unsinn, von Frieden, von Volkerfriihling zu reden, so lan-
ge obiger Satz nicht zu einem allgemein anerkannten Menschenrecht wird.
»Privat- und Nationalrechte« auf den Boden bedeuten nicht nur Krieg, sie
sind ein Produkt des Krieges. Wann werden die Pazifisten diesen Satz be-
greifen und ihn an die Spitze ihres Programms stellen? Wie viel fruchtbarer
wiirden sich ihre Veranstaltungen erweisen, wie viele Tonnen chiffons de
papier ersetzt das eine Wort Freiland!

Wenden wir dies Wort auf die Kohlen von Oberschlesien an. Wie viel weniger
bedeutungsvoll wire da die kommende Abstimmung, fiir Polen sowohl wie fiir
Deutschland! Wie viel sicherer wiirden sich Deutsche und Polen fiihlen, wenn
die Kohlen Gemeingut der Menschheit wiren? Und ist nicht das Sicherheitsge-
fiihl erste und wichtigste Voraussetzung fiir ein gerechtes Urteil und fiir ruhiges
Handeln? Und wie gleichgiiltig wiirden die Oberschlesier selber, Polen sowohl
wie Deutsche, der Abstimmung entgegensehen, wenn die Kohlenfrage im ge-
nannten Sinn gelost wire? Wenn die Kohlenforderung mindestfordernd in Ver-
ding gegeben, der Kohlenverkauf meistbietend erfolgen wiirde? Wenn die so et-
wa entstehende Kohlenrente allen Miittern, ohne Ansehen der Nationalitdit, der
Rasse, der Sprache, der Religion in monatlichen Barzahlungen ausgerichtet
wiirde, wie wir das programmatisch fordern? Und wenn so der Zankapfel Ober-
schlesiens, die Grundrente, gemeinsam von den polnischen und deutschen Kin-
dern, denenssich auchnochbeliebig andere zugesellen mogen, verzehrt wirdund
damit der volle Biirgerfriede sich einstellt, wer wird da in Oberschlesien noch
ein Interesse an der Stirkung der Staatsgewalt zeigen und fiir Staatsschulen und
Staatskirchen noch schwérmen? Abbau des Staates von all den Dingen, die ihm
zur Stiarkung der Gewalt aufgebiirdet wurden, das ist eine automatisch sich ein-
stellende Forderung, sobald die Bodenrente ihren rechtméfigen NutznieBern,
den Miittern, zugewendet wird und damit der Politik und dem Antrieb zu Ruhe-
stérungen entzogen ist.

Abbau des Staates, das ist nicht nur die Friedensformel fiir Oberschlesien,
sondern fiir die Welt schlechthin. Der Weg dahin aber fiihrt iiber Freiland, der
erste Schritt dahin ist Freikohle, die Internationalisierung der Kohlenschiitze.
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Ist die Verweigerung von Riickgabeanspriichen
fiir Betroffene der Bodenreform in der SBZ
von 1945—-49 ungerecht?

Roland Geitmann

Die Frage, ob Grundbesitz auf dem Gebiet der friiheren DDR an die Altei-
gentiimer zuriickgegeben oder entschddigt werden soll, ist fiir die Enteig-
nungen vor und nach 1949 in unterschiedlicher Weise geregelt worden.
Wiihrend der Einigungsvertrag fiir die Zeit nach Entstehung der DDR den
Grundsatz ,, Riickgabe vor Entschddigung “ festgelegt hat, wurde fiir das un-
ter sowjetischer Besatzungshoheit zwischen 1945 und 1949 mit der sog. Bo-
denreform enteignete Land die Riickgabe ausgeschlossen.

Die Entscheidung zugunsten der Riickgabe des nach 1949 enteigneten
Grundbesitzes hat in vieltausenden Fiillen neue Mauern in Deutschland,
ndamlich zwischen Alteigentiimern und heutigen Nutzern, aufgerichtet und
sich als bedeutendes Hemmnis fiir den wirtschaftlichen Aufbau in den neuen
Bundesldndern erwiesen. Auch wurde damit die Chance fiir einen bodenpo-
litischen Neubeginn mit Vergabe von Erbbaurechten bei Aufrechterhaltung
des offentlichen Eigentums am Boden weitgehend vertan. Die ungleiche Be-
handlung der vor und nach 1949 Enteigneten stellt jetzt ein weiteres Feld
politischer wie gerichtlicher Auseinandersetzungen dar.

Prof. Geitmann, der sich im Rahmen eines Forschungsprojekts mit Chan-
cen und Gestaltungsformen der Bodenprivatisierung durch Vergabe von
Erbbaurechten in den neuen Bundeslindern befaf3t hat,') gehort selbst mit
seiner Familie und weiteren Verwandten zu den von der Bodenreform Be-
troffenen. Die nachfolgende Stellungnahme ist als Beitrag zu den Ge-
sprdchen im Verwandtenkreis entstanden.

Red.

Es mag ja durchaus sein, daf3, wie Falk Freiherr v. Maltzahn in seinem Vor-
trag (,,Wie die Bundesrepublik Deutschland sich das Eigentum der Opfer
der kommunistischen Bodenreform von 1945 bis 1949 angeeignet hat®)
ausfiihrt, die ,,Unumkehrbarkeit” der Enteignungen von 45-49 gar nicht
Vorbedingung fiir die Zustimmung der Sowjetunion zur Wiedervereinigung
war, wie es die Bundesregierung vor dem Bundesverfassungsgericht darge-

1) vgl. R. Geitmann: Erbbaurecht in Ost und West, Teil I in ,,Fragen der Freiheit* Heft 220 und
Teil Il in Heft 224.
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stellt hat, sondern nur die ,,Anerkennung der GesetzmifBigkeit* der Enteig-
nung. Ob dieser feine Unterschied einer Verfassungsbeschwerde gegen das
inzwischen von Bundestag und Bundesrat verabschiedete Ausgleichslei-
stungsgesetz zum Erfolg verhelfen kann, das Bundesverfassungsgericht al-
so seine frithere Entscheidung revidiert, ist hochst zweifelhaft. Warum ich
mir einen solchen ,,Erfolg* nicht wiinschen kann, will ich im folgenden be-
griinden.

L. Gleich oder ungleich

Nach v. Maltzahn verstoBt es gegen das Willkiirverbot des Art. 3 Grundge-
setz, wenn die Bodenreformopfer aus der Zeit von 1945-49 als ,.einzige
Gruppe“ keinen Riickgabeanspruch bekommen. Dem ist entgegenzuhalten,
daf} es sehr wohl sachliche Griinde fiir eine unterschiedliche Behandlung
gibt. Vor allem verbietet sich eine Gleichstellung mit den Opfern des Natio-
nalsozialismus, der nicht aus bodenreformerischer Absicht, sondern im Zu-
ge einer rassistischen Ausrottungsstrategie jiidische Mitbiirger enteignete
(und umbrachte). Die Folgen dieses Verbrechens wenigstens in Bezug auf
das Grundeigentum zu lindern, ist ein zwingendes Gebot und kann keine
Begriindung dafiir liefern, nun auch mecklenburgischen Grofgrundbesit-
zern frithere Giiter zuriickzuerstatten, die im Zuge einer planméfigen Bo-
denreform enteignet wurden. So grausam sich dies im einzelnen auch ab-
spielte und so willkiirlich die Grenze von 100 ha gewesen sein mag, so
gezielt traf sie eine Struktur extremer Ungleichverteilung des Bodens und
gab ihn Menschen, die ihn brauchten.

Zwischen den Enteignungen von 1945—49 und denen ab 1949 geniigend
Unterschiede fiir eine rechtliche Differenzierung zu finden, mag schwerer
fallen, insbesondere bei Betrieben um 100 ha. Doch zum einen ist daran zu
erinnern, daf} die Bodenreformopfer in der SBZ nicht die ,,einzige Gruppe*
ohne Riickgabeanspruch sind; denn den Fliichtlingen aus ehemaligen deut-
schen Ostgebieten jenseits der Oder-Neifle-Linie wird auch keine Riickgabe
gewihrt. Thre Nachfahren konnen dies eher akzeptieren, wenn auch dies-
seits der Oder-Neifle-Grenze zumindest dem Grofgrundbesitz ein Ver-
zichtsopfer zugemutet wird. Je liickenloser hier die Restitution wire, desto
revisionistischer wiirden Menschen aus Hinterpommern, Schlesien und
Ostpreuflen gestimmt.

Zum andern ist zu fragen, ob die Gleichstellung der vor 1949 Enteigneten
mit denen danach mehr Gerechtigkeit oder das Gegenteil verursachen
wiirde. Denn es gibt keinen Anspruch auf Gleichbehandlung im Unrecht,
sondern nur in Richtung Recht. Wenn sich aber der fiir die Zeit ab 1949 fest-
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gelegte Grundsatz ,,Riickgabe vor Entschidigung* als sachlich ungerecht-
fertigt erweist, wiirde die Einbeziehung der vor 1949 Enteigneten diese un-
guten Verhiltnisse nur noch ausdehnen.

I1. Anforderungen an eine gerechte Bodenordnung

Ob die Gewidhrung von Riickgabeanspriichen an Nachfahren ostdeutscher
Grof3grundbesitzer ein Schritt in die richtige oder falsche Richtung wire,
hingt davon ab, wie die Zuordnung des Bodens gerechterweise geregelt sein
sollte und welche Rolle dabei die Abstammung spielen darf.

1.

Leider tritt der Skandal ungleicher Verteilung des Bodens und entspre-
chender Bodenrenten nur in ldangeren Abstdnden ins allgemeine Bewuf3t-
sein. Was der gesamten Menschheit treuhidnderisch zur pfleglichen Nut-
zung iiberlassen wurde, ist, in sehr unterschiedlich grofle Stiicke
aufgeteilt, zum Privileg Einzelner geworden, die, soweit der Boden iiber
den eigenen Bedarf hinausgeht, daraus auf Kosten anderer leistungslose
Einkiinfte in z. T. schwindelnder Hohe beziehen; sie verknappen den Bo-
den kiinstlich durch Zuriickhaltung, steigern dadurch seinen Marktwert
und miB3brauchen ihn als Spekulationsobjekt und steuerbegiinstigte
Geldanlage. In Lateinamerika verhungern landlose Bauern neben brach-
liegenden Feldern oder verbrennen den Regenwald. In Europa fiihren die
spekulativ hochgetriebenen Bodenpreise zu wachsender Obdachlosig-
keit.

. Wer demgegeniiber unvoreingenommen iiber die Anforderungen an eine

gerechte Bodenordnung nachdenkt, wird zu folgenden Feststellungen

gelangen:

— Jeder Mensch braucht Boden, zum Wohnen und Arbeiten, zur
Erndhrung und Fortbewegung. Die Zuginglichkeit des Bodens — wie
auch der Bodenschitze, der Energiequellen, des Wassers, des Lichts
und der Luft — ist deshalb ein Menschenrecht, als solches jedoch leider
bis heute nicht allgemein anerkannt.

— Der Boden wurde nicht von Menschen produziert, sondern ist ein Ge-
schenk an alle Kreatur. Seine Nutzung diirfte die Menschen deshalb
letztlich nichts kosten. Insbesondere diirfte es keine Privilegien derart
geben, daf} derjenige, der iiber mehr Boden verfiigt, als er braucht, fiir
die Uberlassung an andere ein Entgelt (Bodenrente) verlangt; andern-
falls wird dieser Privilegierte ohne eigene Leistung auf Kosten anderer
immer reicher.
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— Der Boden ist nicht vermehrbar und wird bei steigender Bevolke-
rungszahl immer knapper, mufl also sparsam verwendet werden.
Kiinstliche Verknappung durch Zweckentfremdung und Hortung ist
deshalb zu vermeiden.

— Der Boden ist nicht verbrauchbar, sondern nur nutzbar (dabei aller-
dings verletzbar). Das Recht auf sorgsamen und sparsamen Gebrauch
mul} erginzt werden durch die Pflicht (oder durch Anreize) zur Wei-
tergabe — an die nichste Generation bzw. an diejenigen, die ihn drin-
gender benotigen.

— Seit wir seBhaft sind und feste Hiauser bauen, brauchen wir gesicherte,
dauerhafte und iibertragbare Nutzungsrechte, die in einer arbeitsteili-
gen Gesellschaft nicht nur auf selbstversorgende Landwirtschaft, son-
dern auf vielfiltige Nutzungsarten gerichtet sind. Hierfiir giinstige
Standorte anzubieten, ist Aufgabe demokratischer Bauleitplanung
und geordneter Vergabeverfahren.

— Um biirokratische Machtkonzentration bei der Grundstiicksvergabe
zu vermeiden, konnten Nutzungsentgelte wichtige Steuerungsfunktio-
nen libernehmen. Ein marktgerechter Preis fiir Bodennutzung wiirde
im Sinne einer Okoabgabe sparsame Bodenverwendung fordern und
den Bodenmarkt mobilisieren. Denselben Effekt hitte eine die Boden-
rente voll abschopfende Grundsteuer, so daf3 es letztlich eine Frage des
Etiketts wire, ob man von (steuerbelastetem) Bodeneigentum oder
(entgeltlichem) Nutzungsrecht spricht.

. Immer wieder kam es in der Menschheitsgeschichte zu untragbaren Un-
gerechtigkeiten in der Verteilung des Bodens und zu bedeutsamen
Bemiihungen um notwendige Reformen. Erinnert sei an das Halljahr bei
Mose (3. Mose, 25: ,,Mein ist das Land, spricht der Herr ...**), die atheni-
sche Gesetzgebung unter Solon und die Reformen der Gracchen bei den
Romern. Das Lehenswesen des Mittelalters war eine damals zeit- und
sachgerechte Form der Bodenzuteilung. Zur Uberwindung des Feudalis-
mus und der in ihm angelegten Uber- und Unterordnung von Menschen
war die Durchsetzung des biirgerlichen Eigentums an Grund und Boden
vermutlich ein notwendiges Durchgangsstadium, auch wenn es uns von
den oben aufgezeigten Grundlinien einer gerechten Bodenordnung ent-
fernte.

Der bolschewistische Weg, nicht nur das Bodeneigentum, sondern auch
dessen Nutzung zu sozialisieren und zentralistisch zu bewirtschaften,
war sichtbar eine ldhmende und sklerotisierende Sackgasse. Ankniipfen
kann man stattdessen bei der von Michael Fliirscheim, Henry George und
Adolf Damaschke gefiihrten Bodenreformbewegung der Jahrhundert-

Fragen der Freiheit, Heft 239 (1996) 27


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 239 (1996)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Roland Geitmann: Ist die Verweigerung von Rückgabeansprüchen für Betroffene der Bodenreform ... ungerecht?


Roland Geitmann: Ist die Verweigerung von Riickgabeanspriichen fiir Betroffene der Bodenreform ... ungerecht?

wende, die sich heute am nachhaltigsten und segensreich im Staat Israel
niedergeschlagen hat, wo 90 % des Bodens der 6ffentlichen Hand gehort.

4. Das Hauptproblem ist, wie man auf friedlichem Wege aus einem Zustand

der Bodenprivilegien einer Minderheit in die oben beschriebene Situati-
on entgeltlicher Nutzungsrechte gelangt. Dafiir bedarf es langfristig an-
gelegter Politik, die enteignende Eingriffe vermeidet und lediglich Wert-
zuwichse der Allgemeinheit zufiihrt. Es wiirde einen Zeitraum von
mehreren Generationen in Anspruch nehmen, wihrenddessen bisherige
Eigentiimer nur beziiglich des Bodenwertanstiegs zu Nutzungsentgelten
herangezogen wiirden, die fiir den 6ffentlichen Ankauf des Bodens zum
Ausgangswert verwendet wiirden, bis aller Boden z. B. regionalen Bo-
denfonds gehort und die Nutzungsentgelte fiir gemeinniitzige, soziale
und/oder kulturelle Aufgaben verwendet wiirden. Weil Bodenwerte von
der Bevolkerungsdichte abhidngen, wire es sinnvoll, Nutzungsentgelte
fiir die Kindererziehung bereitzustellen und damit endlich einen Famili-
enlastenausgleich zu ermoglichen.
Wenn wir diesen evolutiondren Weg nicht beschreiten, wird es wegen
sich aufschaukelnder Ungleichheiten und/oder eines iiberhandnehmen-
den biirokratischen Riickverteilungsapparats zu gewaltsamen Umstiirzen
kommen, insbesondere in Lateinamerika, wo Européer alte und gerade
auch im Umgang mit Boden weise Kulturen zerstorten und ihre eigene
fragwiirdige Bodenraubunkultur einfiihrten. Dies wird auf uns zuriick-
schlagen, wenn wir keinen Ausweg aus der Sackgasse privaten Bodenei-
gentums finden und weisen.

111. Verpaf3te Chance 1990

Deshalb ist es tragisch, dal die Chance des Zusammenbruchs der DDR
nicht wahrgenommen wurde, in der Bodenordnung einen Schritt nach vorn
zu gehen. Denn durch den erheblichen Anteil an Volkseigentum mit Nut-
zungsrechten fiir Organisationen, Genossenschaften, Betriebe und Privat-
personen war die DDR in Sachen Bodenordnung einer sachgemifien Lo-
sung niher als der Westen. Wirtschaftlich war der nicht selbstgenutzte
Boden in der DDR seit Jahrzehnten nichts mehr wert, ja eine Last, derer sich
viele Menschen logischerweise entledigten. Es wire also kein enteignender
Eingriff gewesen, im Friihjahr 1990 festzulegen, da3 sdmtliche Grund-
stiicke der 6ffentlichen Hand, z.B. den Gemeinden oder unabhéngigen Bo-
denfonds, gehoren und dafB fiir Nutzungsrechte kiinftig ein Entgelt verlangt
wird, das sich — zumindest bei Nutzerwechsel — am Markt orientiert (Zu-
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schlag an den Meistbietenden). Aus der Bodensituation der DDR hiitte sich
also eine zukunftsweisende Ordnung entwickeln lassen, die (auch anderen
Volkern) gezeigt hitte, dal Marktwirtschaft keineswegs Privateigentum am
Boden erfordert, ja ohne solche Privilegien sogar viel besser funktioniert.

Denkgewohnheiten und private Interessen sowohl der Fiithrungsschicht als
auch breiter Teile der Bevolkerung in West und Ost verhinderten einen sol-
chen Schritt. Der Einigungsvertrag restituierte stattdessen alte Eigentumsan-
spriiche. Der Grundsatz ,,Riickgabe vor Entschidigung* hetzte Alteigentii-
mer gegen die derzeitigen Nutzer, stiirzte die Bevolkerung Ostdeutschlands
in eine lihmende Auseinandersetzung iiber frithere Rechte und blockiert bis
heute wirtschaftliche Initiativen. Die verhédngnisvollen Folgen dieses Riick-
falls in Vorgestriges sind inzwischen so deutlich, daf auch viele urspriingli-
che Befiirworter des Prinzips ,,Riickgabe vor Entschidigung* diesen Fehler
bereuen, ohne ihn jedoch wieder riickgéngig machen zu kénnen.

Auch wenn manche Alteigentiimer seit der Riickgabe begriilenswerte In-
vestitionen tétigten, betrachten allzu viele den Boden als sicheren Wert, der
sich durch Liegenlassen von selbst erhoht und den man irgendwann gewinn-
bringend weiterverduflern kann. Die dadurch spekulativ in die Hohe ge-
schossenen Bodenpreise muf} die Bevolkerung Ostdeutschlands in steigen-
den Mieten und Preisen verzinsen, und ein Grofteil davon flief3t in die
Taschen wohlhabender Wessis.

1V. Griinde gegen die Riickgabe

Die Enteignungen der Jahre 1945 bis 49 nicht riickgéingig zu machen ist also

kein singulidres Unrecht im Rahmen verniinftiger Politik, sondern umge-

kehrt eine letzte Insel relativer Vernunft in einem Meer verfehlter Bodenpo-
litik. In keiner Bilanz eines bis 1949 enteigneten Alteigentiimers konnte die
vage Hoffnung auf einstige Riickerstattung fritheren Bodeneigentums einen

Aktivposten darstellen. Thm wire durch die unter III beschriebene Regelung

nichts genommen worden. Der Hinweis auf die Riickerstattung bei Eigen-

tumsverlust ab 1949 kann doch nicht rechtfertigen, das Unrecht zu ver-

groflern und auch die letzte Insel eines Fortschritts zu beseitigen. Ganz im

Gegenteil sprechen viele Griinde dafiir, die Enteignungen der Jahre 1945 bis

49 unangetastet zu lassen:

— Die beanspruchten Gelidnde stehen ja nicht zur freien Verfiigung, sondern
sind seit Jahrzehnten Existenzgrundlage anderer Menschen geworden.
An Teilflichen (nach v. Maltzahn von unter 15 bis 40%, je nachdem, ob
die Giiter zersiedelt oder verstaatlicht wurden) haben Siedler Eigentum
oder andere Grundstiicksrechte erhalten. Wenn man Verdringungseffek-
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te vermeiden und andererseits alle Alteigentiimer gleich behandeln will,
miite man diese im Umfang der nicht zuriickgebbaren Flichen entschi-
digen. Dies aber kann die hochverschuldete Bundesrepublik nicht lei-
sten. Es besteht auch gar kein Grund dafiir, die BRD und damit den Steu-
erzahler hierfiir haftbar zu machen, weil der Allgemeinheit insoweit kein
Wert zugeflossen ist, sondern nur den derzeitigen Nutzern durch Ande-
rung der politisch-rechtlichen Rahmenbedingungen, wie er unverdient
auch allen anderen Grundstiickseigentiimern zuflief3t, ohne daf sie in der
Lage wiren, eine entsprechende Geldleistung zu erbringen.

Eigentum bzw. Entschiddigung wiirde an Kinder, Enkel oder noch ent-
ferntere Erben einer einst privilegierten Schicht gehen, die sich seit
nunmehr fast fiinf Jahrzehnten zumeist erfolgreich im Westen eine
neue Existenz aufgebaut hat, und dies gefordert durch 6ffentliche Mit-
tel (Lastenausgleich). Auch wenn es bis heute deutliche Vermogensun-
terschiede zwischen Einheimischen und ehemaligen Fliichtlingsfamili-
en gibt, besteht bei letzteren doch keine soziale Notlage mehr, die
durch offentliche Mittel ausgeglichen werden miifite. Der Unterschied
driickt sich vielmehr darin aus, daf} Fliichtlingsfamilien nicht viel zu
vererben haben, was aber nicht mehr Gegenstand staatlicher Fiirsorge
sein kann. Dafiir haben ehemalige Grof8grundbesitzerfamilien genera-
tionenlang Geerbtes weiterreichen konnen, wihrend um sie herum Ar-
mut herrschte.

Durch Riickgabe fritheren Gro3grundbesitzes wiirden Ungleichheitsstruk-
turen rekonstruiert, die zumeist nicht in aktuellen Leistungen der Inhaber
wurzelten, sondern auf Abstammung beruhten und oft Unrechtsurspriinge
hatten. Das ,,Bauernlegen* als Entstehungsquelle grofler Giiter in Meck-
lenburg ist ebenso wenig ein Geheimnis wie die soziale Riickstindigkeit
dieses Landes aufgrund des retardierenden Einflusses der Gro3grundbesit-
zer. Statt zu giinstigen Bedingungen Selbstnutzern oder landwirtschaftli-
chen Genossenschaften zur Verfiigung zu stehen, wiirde der Boden im Fal-
le der Riickgabe an frithere Eigentiimerfamilien zumindest zum Teil wieder
einem privilegierten Lebensstil dienen (Jagd, Golf, Feriensitzu.4.).

Auch wenn viele Gro3grundbesitzer wie unsere Vorfahren Kristallisati-
onspunkte kulturellen und sozialen Lebens auf dem Lande waren, deren
Spuren nicht nur in (leider verfallenen) Herrenhdusern und Alleen, son-
dern auch in menschlichen Bindungen und Prigungen bis heute zu finden
sind, 148t sich dies so nicht wiederherstellen. Die 6konomischen Rah-
menbedingungen der Landwirtschaft sind vollig andere wie auch zu-
meist die Neigungen der Enkel und Urenkel. Wer tatsdchlich in die Land-
wirtschaft zuriickkehren will, kann Teile des fritheren Familienbesitzes
(zu giinstigen Bedingungen) zuriickerwerben.
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Wir iibrigen aber sollten zugeben, daf} die gewaltsame Enteignung fiir
uns Nachfahren auch ein Stiick Befreiung aus einengender Lebensweise
war. Statt in einen landwirtschaftlichen Betrieb gedringt zu werden,
konnten wir Ausbildung, Beruf, Wohnort und Lebenspartner/in frei
wihlen. Der materielle Verlust war — wie so oft — gleichzeitig ein Frei-
heitsgewinn. Es hiefle einseitig die Vorteile zweier sich ausschlieBender
Lebensalternativen kombinieren zu wollen, wenn wir jetzt im Nachhin-
ein verlangen, so gestellt zu werden, als ob unsere Familien materiell
nichts eingebiif3t hdatten. Wenn wir unser Leben bejahen, heilt dies auch,
die 1945-49 vorgenommenen Verdnderungen der Bodenverteilung in
Ostdeutschland zu akzeptieren.

V. Folgerungen

Wenn wir natur- und menschengeméfe Landwirtschaft auch kiinftig ermog-
lichen und andererseits jedem jungen Menschen die Freiheit der Berufswahl
zubilligen wollen, kann sich die Betriebsnachfolge nicht ldnger nach Ab-
stammung und Erbe bestimmen, sondern wird zunehmend geistigen Wahl-
verwandtschaften folgen. Denn der Erbe ist nicht immer der geeignete Be-
wirtschafter, und der Fahige wire im Falle des Ankaufs durch hohe
Bodenpreise zu schidlicher industrieller Produktionsweise genotigt, wie es
leider bereits weitgehend der Fall ist. Deshalb diirfen landwirtschaftliche Be-
triebe nicht linger als etwas betrachtet werden, was man fiir alle Zeit zu Ei-
gentum haben und vererben kann, sondern als etwas, was man treuhénderisch
bewirtschaftet und (unentgeltlich) an den fahigsten Nachfolger/in weiter-
gibt. Eine solche Entwicklung wiirde gefordert, wenn die in den Jahren
1945-49 enteigneten und bislang nicht privatisierten Geldnde in 6ffentlicher
Hand blieben und an interessierte Nutzer verpachtet bzw. im Erbbaurecht
vergeben wiirden. Hieraus ergeben sich einige praktische Schluf3folgerun-
gen:

1. Statt durch eine Verfassungsbeschwerde gegen das Ausgleichsleistungs-
gesetz die Entwicklung zuriickzudrehen, sollten wir die Bundesregie-
rung auffordern, die enteigneten Gelidnde nicht, wie zu befiirchten ist,
zum Stopfen von Haushaltsléchern zu verkaufen, sondern in 6ffentlicher
Hand zu behalten und regionale Bodenfonds zu bilden, welche die Verga-
be der Nutzungsrechte verwalten und die Einnahmen zugunsten der Re-
gion verwenden. Um die Chancen genossenschaftlicher Landwirtschaft
zu wahren, wire diese bei der Vergabe von Nutzungsrechten bevorzugt
zu beriicksichtigen.
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2. Uns Nachfahren der Enteigneten nach 50 Jahren mit erheblichem biirokra-

tischem Aufwand nochmals eine diirftige Teil-,, Entschddigung “ zu bewil-
ligen, deren Auszahlung um weitere 10 Jahre verschoben wird, ist fiirmein
Gefiihl eine tiberfliissige und eher peinliche Veranstaltung. Der Lastenaus-
gleich seinerzeit linderte eine Notlage und war eine soziale Grof3tat. Die
jetzt vorgesehene Ausgleichsleistung ist ein Etikettenschwindel, weil sie
den falschen Eindruck einer vollstindigen Wiedergutmachung erwecken
konnte, wihrend sie bedingt durch iiberholte Einheitswerte, Abziige bis zu
95 % und Inflationsverluste nur eine kleine Nachzahlung des Lastenaus-
gleichs ist, fiir die es andererseits keinen triftigen Grund gibt.
Es ist eben ein gesetzgeberischer Kompromil3, wobei die geringe Hohe
der Entschidigung zum Ausdruck bringt, dal wir Nachfahren der Enteig-
neten nach so langer Zeit iiber den Lastenausgleich hinaus kaum noch et-
was zu beanspruchen haben. Es liegt deshalb nahe, auf einen entspre-
chenden Antrag zu verzichten, wenn nicht ausnahmsweise dringender
Bedarf besteht. Noch sinnvoller erscheint es mir, die kiinftige Aus-
gleichsleistung in Ostdeutschland zu investieren, und zwar nicht in den
Boden, sondern zur Belebung der dortigen Wirtschaft oder fiir soziale
und kulturelle Zwecke.

3. Das (richtigerweise beschriankte) Riickerwerbsrecht zum dreifachen Ein-
heitswert von 1935 verleitet leider zu spekulativer Geldanlage, weil es
gegeniiber der Geldentschidigung einen Vorteil in Hohe der Differenz
zwischen dreifachem Einheitswert von 1935 und heutigem bzw. kiinfti-
gem Verkehrswert verspricht. Wer nicht selbst das Land entsprechend
nutzen will, sollte dieser Verfiihrung zur Spekulation unbedingt wider-
stehen und vom Riickerwerb Abstand nehmen, weil er andernfalls kiinst-
liche Bodennachfrage verursacht, Bodenpreise in die Hohe treibt, durch
Unternutzung eventuell andere Menschen verdringt und dadurch seiner
Heimat schadet.

Was manchem als idealistische Wunschvorstellung erscheinen mag, sind
doch nur logische Schluflifolgerungen aus den Anforderungen der Sache
selbst, deren Nichtbeachtung uns in zunehmende soziale und 6kologische
Ungleichgewichte treibt. Eine heilsame Entwicklung ergibt sich nur dann,
wenn Menschen die Gelegenheiten wahrnehmen, Schritte in die richtige
Richtung zu tun. Wir sind dran.
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Soziale Marktwirtschaft und Bodenordnung
Eckhard Behrens

These 1:

Die bei uns bestehende Bodenordnung wird weder der marktwirtschaftlich
wiinschenswerten, effizienten Allokation eines knappen, prinzipiell nicht
vermehrbaren Produktionsfaktors, noch sozialen Kriterien einer angemes-
senen Verteilung der Knappheitsgewinne, die nicht auf personlicher Lei-
stung beruhen, gerecht. Die Bodenordnung entspricht noch nicht den Stan-
dards einer Sozialen Marktwirtschaft.

Begriindung:
Obwohl Angebot, Nachfrage und Bodenpreise frei sind, bleiben viele Grund-
stiicke jahrzehntelang ungenutzt oder unzureichend genutzt. Der Produkti-
onsfaktor Boden wandert nicht rasch genug zum besten Wirt. Die mangelnde
Effizienz der Bodennutzung ist besonders gravierend, weil der Boden prinzi-
piell unvermehrbar ist. Die allgemein erwarteten Preissteigerungen wirken
nicht angebotsvermehrend, sondern eher als Motiv zur Hortung nicht (mehr)
benotigter Grundstiicke. Ein echter Marktausgleich kommt nicht zustande.
Wegen der Allokationsdefizite beim Boden miissen viele Investoren ihre
Hiuser an weniger geeigneten Standorten bauen, d.h. das in diesen Hiusern
steckende Kapital ist nicht optimal nutzbar. Die Wirtschaft lauft, aber sie hat
stdndig Produktivitits- und damit Wachstumsverluste zu erleiden. Es stellt
sich deshalb die Frage, ob die bestehende marktwirtschaftliche Ordnung mit
ihren Méngeln hingenommen werden mul3 oder verbesserungsfdhig ist.

These 2:

Die mangelnde Effizienz der Bodennutzung ist auch okologisch verheerend.
Die Stadtplanung nimmt s#indig neue Flichen in Anspruch, weil die recht-
lich bisher schon nutzbaren Flichen zu einem nicht zu vernachlissigenden
Teil aus privatniitzigen Erwigungen unvertretbar lange nicht oder nur unzu-
reichend genutzt werden. Die rechtlichen Instrumente wie Enteignungen
und Nutzungsgebote sind aus liberaler Sicht nur in Extremfcillen erfolgreich
einsetzbar. Das 0kologische Anliegen allgemein flichensparenderer Bo-
dennutzung kann nur mit Instrumenten der dkologischen Marktwirtschaft
erreicht werden.

Begriindung:
Die Ausweisung von Bauland fiihrt haufig noch lange nicht zur vollsténdi-
gen Bebauung neuer Wohn- oder Gewerbegebiete. Die Zersiedelung schrei-
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tet deshalb in allen Ballungsrdumen fort und hindert die Entstehung einer
rationellen OPNV(Offentlicher Personennahverkehr)-Infrastruktur. Recht-
licher Zwang fiihrt meistens nur zu unendlichen ProzeBgeschichten. Okolo-
gisches Fehlverhalten darf nicht linger durch die Aussicht auf Bodenwert-
gewinne 6konomisch angereizt werden; es miif3te sichere Verluste bringen.

These 3:

Wenn privatniitzige Erwidgungen zu gesamtwirtschaftlich unerwiinschten
Folgen fiihren, ist ordnungspolitisch eine wesentliche Aufgabe nicht erfiillt,
nédmlich durch die Gestaltung des Datenkranzes, der privatwirtschaftliches
Handeln bestimmt, dafiir zu sorgen, dal das Privatinteresse auf die Erfiil-
lung des Allgemeininteresses ausgerichtet wird. Nur soweit es gelingt, Wi-
derspriiche zwischen den Privatinteressen und dem Allgemeininteresse aus-
zuschalten, funktioniert die marktwirtschaftliche Ordnung mit ihrem hohen
Freiheitsgrad aller Beteiligten iiberhaupt. Daher konnen die Mingel der be-
stehenden Bodenordnung weder unter Berufung auf die Marktwirtschaft
verteidigt, noch der Idee der Marktwirtschaft angelastet werden.

Begriindung:

Die marktwirtschaftliche Ordnung gibt der Verfolgung privater Interessen
zwar breiten Raum, aber kein freies Feld, sondern klare Spielregeln, die von
allen Wirtschaftsbeteiligten eingehalten werden miissen. Sie ist wirklich ei-
ne Ordnung, die Freiheit tiberhaupt erst schafft. Die marktwirtschaftliche
Ordnung entsteht nicht etwa durch die blole Aufthebung von Regeln und
Gesetzen. Ubervorteilung und Ausbeutung anderer sollen nicht erlaubt wer-
den, sondern ermoglicht werden soll nur der faire Leistungsaustausch zwi-
schen freien Partnern gleichberechtigter Vertriage.

These 4:

Unzureichende Nutzung des Bodens darf nicht verlustfrei bleiben. Die Be-
steuerung des Bodens ist so umzugestalten, dall nur diejenigen verlustfrei
bleiben, die den Boden in der Weise voll nutzen, wie es die Stadt- und Lan-
desplanung fiir das jeweilige Grundstiick vorgesehen hat.

Begriindung:

Mit wachsendem Wohlstand der Bevolkerung steigt die Nachfrage nach Bo-
den und damit steigen die Preise der Grundstiicke. Die Bodenwertgewinne
sind in der Regel hoher als die Lasten eines Bodeneigentiimers, der den Bo-
den weder selber nutzt, noch anderen die Nutzung gestattet. Diese Verhilt-
nisse konnen nur durch Steuerinderungen umgekehrt werden. Bei richtiger
Besteuerung wird nicht mehr der Zufall entscheiden, auf welchen Grund-
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stiicken die Eigentiimer von den Nutzungsmoglichkeiten ganz oder teilwei-
se — friiher, spiter oder doch nicht — Gebrauch machen. Denn die Eigentii-
mer, die nicht bald nach dem Inkrafttreten neuer Bebauungspline selber
bauen wollen oder konnen, werden ihre Grundstiicke verkaufen und dabei
darauf vertrauen konnen, bei Bedarf jederzeit ein reichhaltigeres Grund-
stiicksangebot am Markt vorzufinden, als wir dies bisher gewohnt sind. Un-
ter diesem Angebot wird er zu gegebener Zeit ein Grundstiick auswihlen
konnen, das seinen Baupldnen in den meisten Fillen besser entsprechen
wird, als das Grundstiick, das er unter dem Druck einer spiirbaren Boden-
steuer aufgegeben hat. Der Bodenmarkt wird funktionsfiahiger werden.

These 5:

Die Grundsteuer ist zu reformieren. Die Hduser sollen nicht mehr besteuert
werden, sondern nur noch der Bodenwert. Das Hebesatzrecht der Gemein-
den bleibt unbertihrt.

Begriindung:

Die Grundsteuer hat eine falsche Bemessungsgrundlage — ndmlich die Sum-
me aus Bodenwert und Hauswert. Daher steigt heute die Grundsteuer mit
der Bebauung. Das Investieren wird steuerlich bestraft. Dies ist volkswirt-
schaftlich ganz sinnlos.

Kiinftig wird die Grundsteuer mit dem Inkrafttreten des Bebauungsplans
auf ihre endgiiltige Hohe steigen — oder nach einer angemessenen Uber-
gangszeit. Die Bebauung wird die zu zahlende Steuer nicht mehr veréndern,
aber die Ertrige aus dem bebauten Grundstiick werden es dem jeweiligen
Eigentiimer erlauben, die Steuerlast zu tragen. Die reformierte Grundsteuer
wird bei ungenutzten Grundstiicken eine spiirbare Last sein, die zwar nicht
zum sofortigen, aber zum baldigen Handeln dringt und zwar entweder zur
baldigen, vollstindigen Bebauung oder zum Verkauf an einen Bauwilligen.
Die marktwirtschaftliche Bodenallokation wird verbessert.

Es kommt Bewegung in den Bodenmarkt. Die Neigung, Boden zu horten,
wird zuriickgehen; das Angebot wird steigen, die Preisentwicklung wird da-
durch gedampft. Die Planungswertgewinne, die den Bodeneigentiimern oh-
ne eigene Leistung verbleiben, werden geringer ausfallen. Der Ge-
schoBwohnungsbau wird entlastet. Die Reform der Grundsteuer dient dem
Ausbau der Sozialen Marktwirtschaft.

Die Vorstellungen der Stadtplanung werden von den Bodeneigentiimern
viel rascher verwirklicht werden als heute. Dies wird es tiberfliissig machen,
daB die Stadtplanung stéindig einen viel zu weiten Mantel bereithilt, in den
die Bebauung doch nie vollstindig hineinwichst; die Zersiedlung wird ein-
gedammt werden und doch viel gebaut werden konnen. Wo es wiinschens-
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wert ist, wird die Stadtplanung in liberschaubaren Zeitrdumen Verdichtun-
gen der Bebauung durchsetzen konnen, die Voraussetzung der Schaffung ei-
ner intensiv genutzten OPNV-Infrastruktur sind. Denn eine erhohte Bebau-
barkeit erhoht den Bodenpreis und damit die Bemessungsgrundlage fiir die
reformierte Grundsteuer. Sie ist ein unverzichtbarer Bestandteil einer oko-
logischen Steuerreform, die zum sparsamen Umgang mit knappen Ressour-
cen anhdlt.

Einheitswerte werden fiir die reformierte Grundsteuer nicht mehr
bendtigt. Sie stiitzt sich auf die von den Gutachterausschiissen ohnehin lau-
fend ermittelten Verkehrswerte. Die umfangreichen Bewertungsprobleme,
die nur mit der Besteuerung der Hiuser verbunden sind, fallen restlos weg.
Die vorgeschlagene Grundsteuerreform bewirkt auch eine wesentliche Ver-
waltungsvereinfachung.

Reform der Grundsteuer®

Der Boden als knappes Gut ist Gegenstand konkurrierender Nutzungsinter-
essen. Die Konkurrenz der Nutzungsarten — vom Naturschutzgebiet bis zum
Industriestandort — wird durch das Planungsrecht der Gebietskorperschaf-
ten geregelt und entschieden. Die Konkurrenz der Nutzer regelt der Markt.
Planung und Investitionen der Gemeinden in ErschlieBung und Infrastruk-
tur bestimmen mafgeblich die Nutzbarkeit und den Wert der Grundstiicke.
Die Grundsteuer als kommunale Steuer findet daher ihre Rechtfertigung
auch im Aquivalenzprinzip, weil sich die Gemeinden durch sie einen Teil
der Bodenwertsteigerungen zuriickholen, die sie durch ihre Planungen und
Investitionen ausgelost haben.

Das vhw hilt jedoch eine Reform der Grundsteuer fiir erforderlich, die
sich im wesentlichen auf eine Korrektur ihrer Bemessungsgrundlage be-
zieht. Statt Boden und Gebédude zu besteuern, sollte sie nur den Boden bela-
sten und die Gebiude steuerfrei lassen. Dadurch werden Nachteile der heu-
tigen Grundsteuer vermieden, gleichzeitig er6ffnen sich auf verschiedenen
Feldern der Bodenordnung positive Perspektiven.

*) Auszug aus: »Vorschldge zur Wohnbaulandmobilisierung«, Bericht der Unabhéngigen
Arbeitsgruppe des Deutschen Volksheimstéttenwerks e. V., Bonn, unter Vorsitz von Prof.
Dr. Hartmut Dieterich und Mitarbeit von Fritz Andres, Jobst v. Heynitz u.a., Bonn, Sep-
tember 1995.
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1. Kritik an der heutigen Grundsteuer

a) Offentliche Planungen und Investitionen fiihren zu Steigerungen der Bo-
denwerte, haben aber keinen Einflufy auf die Gebdudewerte, die vielmehr
durch Angebot und Nachfrage auf den Mirkten fiir Bauleistungen be-
stimmt werden. Soweit daher die Grundsteuer an durch 6ffentliche MaB3-
nahmen ausgeldste Wertsteigerungen ankniipfen soll, ist schon aus sach-
lichen Griinden eine Begrenzung ihrer Bemessungsgrundlage auf den
Boden erforderlich. Der zeitliche Aspekt fiihrt zum gleichen Ergebnis:
Bodenwerte steigen mit der 6ffentlichen Planungs- und Investitionstétig-
keit. Eine Grundsteuer, die sich ausschlieBlich an der Entwicklung der
Bodenwerte orientiert, fiihrt daher der Gemeinde Finanzmittel in dem
Zeitabschnitt zu, in dem ihr Haushalt von den Planungs- und Investitions-
aufwendungen belastet wird. Das Grundsteueraufkommen der Gemein-
de ist dann nicht mehr abhéngig von der Bebauung der Grundstiicke, auf
deren Zeitpunkt sie kaum Einfluf3 hat und die wertmifBig in keinem Zu-
sammenhang zu ihren Aufwendungen steht. SchlieBlich ist positiv zu be-
werten, dal} eine reine Bodensteuer die Eigentiimer dazu veranlaft, die
zuldssige Nutzung tatsdchlich zu realisieren, was zu einer verstidrkten
Nutzung auch der 6ffentlichen Einrichtungen und, soweit diese entgelt-
pflichtig ist, zu verstiarkten Einnahmen der 6ffentlichen Hand fiihrt.

b) Die geringe Last, die die Grundsteuer heute darstellt, beeinflufit die Ent-
scheidungen der Grundstiickseigentiimer und Investoren nicht. Bei einer
Erhohung der Grundsteuer auf der bisherigen Bemessungsgrundlage
muf jedoch bedacht werden, daB} sie durch die Belastung des Bodens und
des Gebidudes Lenkungswirkungen in unterschiedlicher, ja gegenlaufiger
Richtung auslésen kann: Soweit sie den Boden belastet, veranlaf3t sie den
Eigentiimer zur Nutzung, da er meist darauf angewiesen sein wird, die
Steuer aus dem Grundstiicksertrag zu zahlen; soweit sie jedoch die Ge-
biude belastet, erschwert sie gerade die Nutzung, zu der sie ihn durch die
Besteuerung des Bodens dréangt.

2. Reformiiberlegungen zur Grundsteuer

Eine Reform der Grundsteuer sollte wegen der oben dargestellten
Schwichen der heutigen Grundsteuer und der noch spiter darzustellenden
positiven Wirkungen einer reinen Bodensteuer im wesentlichen in einer Re-
duzierung der Bemessungsgrundlage auf den reinen Bodenwert bestehen.?

Fragen der Freiheit, Heft 239 (1996) 37


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 239 (1996)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Eckhard Behrens: Soziale Marktwirtschaft und Bodenordnung


Eckhard Behrens: Soziale Marktwirtschaft und Bodenordnung

Aufkommensneutralitit wiirde dann bedeuten, dafl das durch die Steuerbe-
freiung der Gebidude entstehende Entlastungsvolumen dem Boden angela-
stet wird.

Im Rahmen einer aufkommensneutralen Umstrukturierung der Grund-
steuer wire es Sache des Bundesgesetzgebers, den Boden zur alleinigen Be-
messungsgrundlage zu erklidren und das Bewertungsverfahren gesetzlich
festzulegen, wihrend die Gemeinden kraft ihres Hebesatzrechts, das nicht
angetastet werden sollte, fiir die Aufkommensneutralitit gegeniiber ihren
Biirgern geradezustehen beziehungsweise Abweichungen zu rechtfertigen
hitten.

Die Bewertung des Bodens sollte verkehrswertnah erfolgen. Es bietet sich
an, die von den Gutachterausschiissen ermittelten Werte zu iibernehmen. Es
bediirfte dann nur der einmaligen Kraftanstrengung, Erfassung und Bewer-
tung auf wirklich alle Grundstiicke innerhalb der Grenzen Deutschlands zu
erstrecken —danach allerdings die Bewertung der Entwicklung auch laufend
anzupassen. Andererseits entfiele bei Finanzdmtern und Gemeinden der
Aufwand der Gebaudebewertung, eine Ersparnis, die vor allem ins Gewicht
fillt, wenn und soweit die Gebdude im Rahmen anderer Steuern nicht voll-
stindig (z. B. wegen Befreiung bei der Vermogensteuer), nur selten (bei der
Erbschaftsteuer) oder gar nicht mehr (bei Wegfall insbesondere der Vermo-
gen- und der Gewerbekapitalsteuer) bewertet werden miifliten. Auf Mef3zah-
len sollte ganz verzichtet werden.

Gegenstand der Besteuerung kann jedoch immer nur ein Wert sein, der
aufgrund der im Zeitpunkt der Bewertung zuldssigen und tatsdchlich mog-
lichen Bebauung beziehungsweise Nutzung ermittelt wurde. Fiir den beson-
ders wichtigen Bereich landwirtschaftlich genutzten Bauerwartungslandes
konnte die Regelung des § 69 BewG beibehalten werden.

3 Das hat auch die von der Bundesregierung eingesetzte Expertenkommission » Wohnungs-
politik« in ihrem im Herbst 1994 vorgelegten Gutachten » Wohnungspolitik auf dem Priif-
stand« empfohlen (Bundestagsdrucksache 13/159, S. 192 ff., Abschnitte 8303 bis
82141); ebenso Johann Eekhoff, Wohnungspolitik, Tiibingen 1993, S. 10, Textziffer 14,
und » Vorschldge zur Wohnbaumobilisierung« der unabhingigen Arbeitsgruppe des vhw
vom Juni 1992, S. 38 {f. — Bundesbauminister Prof. Dr. Klaus Topfer hat in seiner ersten
Stellungnahme zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts iiber die Einheitswerte
und die Besteuerung von Grund und Boden fiir die anstehenden Beratungen auf die Vor-
schldge der Expertenkommission »Wohnungspolitik« verwiesen und erklirt, sie habe in
ihrem Gutachten einen Umbau der auf dem Grundeigentum liegenden steuerlichen Bela-
stung hin zu einer Bodenwertsteuer gefordert, um einen Beitrag zur zusétzlichen Bau-
landmobilisierung zu leisten; die anstehende Neugestaltung konne zusammen mit der
neuen Wohneigentumsférderung und dem Baukindergeld ein weiterer Baustein zur Er-
hohung der Eigentumsquote, gerade bei jungen Familien, sein (Presseinformation vom
Bundesministerium fiir Raumordnung, Bauwesen und Stidtebau 60/95 vom 18. 8. 1995).
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Die Herausnahme der Gebiude aus der Besteuerung sollte aulerdem zum
Anlafl genommen werden, bei der Bewertung des Bodens die tatsdchliche
Bebauung auBler Betracht zu lassen. Wenn sich der Staat bei der Bemes-
sungsgrundlage der Grundsteuer nur noch fiir den Boden und nicht mehr fiir
die Gebiude interessiert, sollte er diese Blickrichtung auch bei der Bewer-
tung beibehalten. Der Boden bebauter Grundstiicke wire demnach generell
so zu bewerten, als wire er unbebaut.*

Was im iibrigen die flichendeckende Erfassung und Bewertung der
Grundstiicke betrifft, so zeigt unser Nachbarland Dianemark seit Jahrzehn-
ten, wie dies im Zeitalter des Computers mit duflerst geringem Verwaltungs-
aufwand und in einer von den Biirgern im wesentlichen akzeptierten Art und
Weise geschehen kann. Es sind keine grundsitzlichen Einwénde ersichtlich,
die einer Ubernahme des dinischen Erfassungs- und Bewertungssystems in
Deutschland entgegenstehen.

3. Wirkungen einer aufkommensneutralen Reform der Grundsteuer

a) (1) Eine Grundsteuer, die nur noch den Boden zur Bemessungsgrundlage
hat, hilt die Eigentiimer dazu an, ihre Grundstiicke zu nutzen oder ande-
ren, notfalls durch Verkauf, zur Nutzung zu iiberlassen (»Wandern des
Bodens zum besten Wirt«). Die Steuer 16st so eine Tendenz zur optimalen
Nutzung der ausgewiesenen Baugrundstiicke und damit zur SchlieBung
der Liicke zwischen planungsrechtlich zulédssiger und tatséichlicher Nut-
zung aus. Eine bessere Ausnutzung der bebaubaren Flichen wiirde den
Druck auf die Kommunen zum Ausweis immer neuen Baulands mindern
und der Zersiedelung der Landschaft entgegenwirken. Die Einrichtung
einer Bodenwertsteuer ist daher ein wichtiger Schritt zum Umbau des
Steuersystems in Richtung Okologie.

Die heutige Steuerung des Bodens allein iiber Marktpreise fiihrt aus den
verschiedensten Griinden nicht zu einer ausreichend effizienten Nut-
zung. Hortung und nachlédssige Nutzung belasten den Eigentiimer kaum
mit Nachteilen. Ihm entgeht zwar ein laufender Gewinn, wenn er den Bo-
den liegen 14Bt, nicht jedoch dessen Wertsteigerung. Eine allgemein er-
wartete Preissteigerung wirkt auch nicht angebotsvermehrend, sondern
eher als Motiv zur Zuriickhaltung nicht (mehr) benétigter Grundstiicke,
so daB ein echter Marktausgleich nicht zustande kommt.

Eine laufende Abgabe in Form der vorgeschlagenen reformierten Grund-
steuer wire geeignet, die Lenkungswirkungen des Preissystems erheb-

4 Vgl. § 196 Abs. 1 Satz2 BauGB
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a)

lich zu verbessern und zu verfeinern, indem sie den schon bestehenden,
aber nicht ausreichenden Anreiz zur Bodennutzung zum Zweck der Ge-
winnerzielung durch die Drohung mit Verlust bei unterbleibender oder
unzureichender Nutzung ergénzt.

Die Steuer wird keine Investitionen veranlassen, fiir die auf dem Markt
keine Nachfrage besteht. Die gelegentlich geduBerte Befiirchtung, die
Steuer fiihre zu einer uferlosen Ausdehnung der Bautitigkeit, verkennt
die ausschlaggebende Bedeutung einer positiven Rentabilititserwartung,
ohne die in der Regel keine Investition getitigt wird. Nur mit solchen In-
vestitionen wird zusitzlich zu rechnen sein, die heute aus Mangel an
Bauland unterbleiben.

Die Befiirchtung, alles baureife Land werde unter dem Druck der Steuer
in seiner Nutzung nach den Vorstellungen der Gegenwart baulich zemen-
tiert, so daB fiir zukiinftige, moglicherweise sinnvollere Projekte kein
Platz mehr sei, verkennt die dynamische Zeitkomponente: Es trifft zwar
zu, dal3 eine reformierte Bodensteuer eine Tendenz zur Nutzung unge-
nutzter Grundstiicke auslost. Dem anfidnglichen, vor allem bei unbebau-
ten Grundstiicken zu erwartenden Schub der Anpassung der tatsidchli-
chen an die zuldssige Nutzung steht aber ein dauernder Effekt zur Seite,
der langfristig von gréerer Bedeutung ist: Die laufende Last der refor-
mierten Grundsteuer legt dem Eigentiimer ndmlich immer wieder die
Priifung nahe, ob er sein Grundstiick auch ausreichend nutzt beziehungs-
weise ob er sich mit seiner Nutzung auch auf dem richtigen Grundstiick
befindet oder den Standort nicht besser einem anderen iiberlassen sollte.
Die dadurch bewirkte nutzungsorientierte Mobilisierung des Boden-
markts als Dauererscheinung einer dynamischen Gesellschaft sorgt fiir
ein laufendes Grundstiicksangebot im Bestand, und zwar vor allem in
Gebieten, in denen wegen einer erhohten Nachfrage eine Uberpriifung
und ggf. Korrektur friitherer Standortentscheidungen besonders wiin-
schenswert ist: Dort fiihrt die Nachfrage iiber steigende Preise zu hohe-
ren Grundsteuerbelastungen, die bei dem einen oder anderen der gegen-
wirtigen Eigentiimer, z.B. im Zuge eines Generationenwechsels, den
Ausschlag fiir den Entschlu3 zu einem Standortwechsel geben werden
und dadurch zur Befriedigung der Nachfrage beitragen.

Unabhingig davon bleibt eine gewisse Vorratshaltung fiir zukiinftige
Projekte und Interessenten ein sinnvolles Instrument kommunaler Bo-
denpolitik.

(2) Die nutzungsbezogene Mobilisierung der Immobilien, die von einer
reformierten Grundsteuer ausgeht, hat noch eine andere, heute immer
wichtiger werdende dkologische Seite: Wer ein Grundstiick sucht, wird
wegen der laufenden Last der Steuer kein hoherwertiges oder grof3eres
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Grundstiick in Anspruch nehmen, als er tatséchlich braucht. Das 6kono-
mische Prinzip des »Wanderns des Bodens zum besten Wirt« findet so in
der Tendenz zur flichensparenden Bodennutzung seine 6kologische Er-
ganzung. Einer 6kologischen Verkldarung heutiger Bauliicken ist entge-
genzuhalten, daB auch im Bereich der Okologie der Zufall wohl kaum
bessere Resultate zeitigen wird als eine einsichtige Planung.

b) In dem MaBe, wie die reformierte Grundsteuer den potentiellen Ertrag
aus dem Boden reduziert, wird sie auch auf die Preisentwicklung auf dem
Bodenmarkt dimpfend wirken, denn Bodenpreise stellen kapitalisierte
Bodenertrige dar. Der niedrigere Preis bedeutet fiir den Grundstiickskéu-
fer zwar eine Entlastung seiner Liquiditit. In seiner Ertragsrechnung
wird der Preisvorteil jedoch durch die hohere Steuer ausgeglichen, denn
der Preisnachlalf stellt nur den kapitalisierten Teil des Ertrags dar, den er
jetzt als Steuer an die Gemeinde abfiihren muf3. Dariiber hinaus wird der
beschriebene Mobilisierungseffekt eine Ausweitung des Angebots, die
flachensparende Bodennutzung eine Begrenzung der Nachfrage nach
sich ziehen, beides ebenfalls mit dimpfender oder sogar senkender Wir-
kung auf die Bodenpreise. Mittel- bis langfristig wiirden sich diese Ef-
fekte auch bei den Mieten und den Kosten der eigengenutzten Wohnun-
gen auswirken. Mietvertraglich wird in der Regel die Grundsteuer als
iiberwilzungsfiahiger Kostenfaktor vereinbart. Da bei einer aufkom-
mensneutralen Reform der Grundsteuer die Steuerlast tendenziell von
den gut oder ausreichend zu den schlecht oder gar nicht genutzten Grund-
stiicken verschoben wird, wird man insbesondere im mehrgeschossigen
Mietwohnungsbau von einer Senkung der Grundsteuer und damit der
Mietnebenkosten ausgehen konnen.

c) Die beiden Seiten des Eigentums — das Recht zur eigenen Nutzung und
das Recht zum Ausschluf} Dritter — stehen nicht unverbunden nebenein-
ander. Vielmehr findet das Recht zum Ausschluf Dritter in der Gewéhr-
leistung ungestorter eigener Nutzung seinen eigentlichen Sinn. Der Aus-
schluf} Dritter ist ein Reflex der eigenen Nutzung und diese wiederum
das Freiheitsrecht, das die Zusammengehorigkeit von Freiheit und Ei-
gentum deutlich macht. Beruht aber der hohe Verfassungsrang des Ei-
gentums vor allem auf seiner Freiheitskomponente, die sich in der Nut-
zung des Eigentums realisiert, so wird man eine Steuer als in besonderer
Weise an diese Wertung des Grundgesetzes angepalit ansehen konnen,
die den Ausschluf} Dritter 6konomisch erschwert und dadurch an die ei-
gene Nutzung bindet.

d) Da die Steuerbelastung mit der Grofle und dem Wert der Grundstiicke
wichst, wird man verteilungspolitisch nichts gegen sie einwenden kon-
nen. Da Bodenwertsteigerungen einen leistungslosen Vorteil, haufig so-
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gar die Privatisierung eines Nutzens, dessen Aufwand von der Allge-
meinheit getragen wird, darstellen, ist die Orientierung der Steuer am rei-
nen Bodenwert und dessen Entwicklung mit Gerechtigkeitsanforderun-
gen nicht nur vereinbar, sondern wurde schon vielfach gerade aus sol-
chen Griinden gefordert.

4. Ubergangs- und Realisierungsfragen

Die Anhebung der steuerlichen Bodenwerte auf das Niveau der Verkehrs-
werte oder der Bodenrichtwerte bei gleichzeitiger Freistellung der Gebzdude
wird bei einem Teil der Gemeinden zu einer Erh6hung, bei einem anderen
zu einer Verminderung des Grundsteueraufkommens fiihren. Soweit die
Gemeinden Aufkommensneutralitidt anstreben oder gesetzlich fiir eine
Ubergangszeit dazu verpflichtet werden, ist es ihre Aufgabe, den Ausgleich
durch eine entsprechende Veridnderung der Hebesitze herbeizufiihren.

Aufkommensneutralitdt bedeutet nicht Belastungsneutralitit. Im Gegenteil:
Es werden sich Belastungsverschiebungen ergeben, deren globale Tendenz die
einer Entlastung voll bis ausreichend genutzter und einer Mehrbelastung ge-
ring- bis ungenutzter Grundstiicke sein wird. Nur fiir Grundstiicke mit durch-
schnittlichem Ausnutzungsgrad wird die Reform belastungsneutral sein.

Hinzu kommen die Belastungsverschiebungen, die nicht der Anderung
der Bemessungsgrundlage der Grundsteuer zuzurechnen sind, sondern der
Korrektur heutiger Verzerrungen bei der Bewertung des Bodens. Denn die
heutigen Einheitswerte weisen gewaltige Unterschiede zwischen verkehrs-
wertgleichen Grundstiicken auf.’

Belastungsverschiebungen, die sich aus der Beseitigung dieser Bewer-
tungsverzerrungen ergeben, kénnen zu denen, die aus der Anderung der Be-
messungsgrundlage folgen, hinzutreten, sie konnen sie aber auch von der
Tendenz her kompensieren. Da es kaum einen inneren Zusammenhang zwi-
schen den Faktoren, die zu den Bewertungsverzerrungen gefiihrt haben, und
denen, die einer vollen oder geringen baulichen Ausnutzung der Grund-
stlicke zugrunde liegen, gibt, ist schlechthin unvorhersehbar, ob und in wel-
chem MaBe sich die beiden Belastungsverschiebungen addieren oder kom-
pensieren werden.

5 Vgl. »Die Einheitsbewertung des Grundbesitzes«, Schriften des Karl-Briauer-Instituts des
Bundes der Steuerzahler, Heft 76, wo auf S. 74 tabellarisch fiir verschiedene Grund-
stiicksarten Einheitswerte in Prozenten von Verkehrswerten angegeben sind, die eine
Streuung von min. zu max. bis zum 100fachen ausweisen.
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Zieht man die Belastungsverschiebungen, die sich aus der Anderung der
Bemessungsgrundlage der Grundsteuer ergeben, in Betracht, so wird man
diese im Grundsatz als gewollt begriiBen. Man muf} aber auch beriicksichti-
gen, daf3 insbesondere im Bereich der Wohnbebauung Eigentiimer ihre Inve-
stitionen, die oft der Alterssicherung dienen, im Vertrauen auf eine im we-
sentlichen konstante Besteuerung ihres Besitztums getétigt haben. Wer sich
in fritheren Zeiten ein Einfamilienhaus auf relativ groBem Grundstiick erbaut
hat, dessen Lagewert sich durch die Entwicklung erheblich verbessert hat,
wiirde eine Steuermehrbelastung zu tragen haben, die ihn moglicherweise zur
Aufgabe seines Besitzes zwingen konnte. Um einen besseren Uberblick iiber
die zu erwartenden Belastungsverschiebungen zwischen verschiedenen La-
gen, Nutzungsarten und Ausnutzungsgraden der Grundstiicke zu bekommen,
wird daher eine breit angelegte empirische Untersuchung empfohlen. Linge-
re Ubergangsfristen und subjektbezogene Hirteklauseln, die man auch schon
fiir die Behebung der heutigen Wertverzerrungen benotigen wird, sollten ei-
nen allmihlichen Ubergang zur neuen Situation ermdglichen. Die in Dine-
mark bewihrte Regelung, nach der selbstnutzenden Wohnungseigentiimern
auf Antrag die abihrem 60. Lebensjahr eintretenden Grundsteuererhhungen
bis zu ihrem Tode gestundet werden, wird zur Ubernahme empfohlen.

Schluf3bemerkung*)

AbschlieBend sei noch eine kurze Betrachtung zum Verhiltnis der in diesem
Papier behandelten Vorschlidge untereinander angestellt. Denn die verschie-
denen Instrumente stehen nicht unverbunden nebeneinander. Insbesondere
haben die Untersuchungen gezeigt, wie sehr die Effizienz sowohl der hoheit-
lichen als auch der vertraglichen Mittel der Wohnbaulandmobilisierung von
der Bereitschaft der Beteiligten zur Mitwirkung bei ihrer Anwendung ab-
hingt. Diese Bereitschaft kann bei der in Deutschland vorhandenen und
durchaus erwiinschten Struktur dezentralen Bodeneigentums nicht ohne
weiteres und schon gar nicht flichendeckend unterstellt werden. Sie hangt
ganz mallgeblich von den wirtschaftlichen Interessen der Beteiligten ab.

Soll daher das offentliche Interesse an der Baulandmobilisierung nicht
einfach mit staatlichem Zwang gegen die Grundstiickseigentiimer durchge-
setzt werden, so stellt sich die Frage, mit welchen Mitteln deren Interessen-

*) bezieht sich auf das gesamte Papier zur Wohnbaulandmobilisierung (s. Fulnote am Be-
ginn dieses Artikels), in dem aufler der Reform der Grundsteuer auch andere der Wohn-
baulandmobilisierung dienende, insbes. hoheitliche und vertragliche Instrumente behan-
delt werden.
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lage mit den 6ffentlichen Zielen in Einklang gebracht werden kann. Genau
besehen handelt es sich um die Frage, ob der heute dem Grundstiicksei-
gentiimer ohne Nachteile mogliche Attentismus iiberwunden und mit 6ko-
nomischen Instrumenten in ein positives Mitwirkungsinteresse verwandelt
werden kann.

Eben dies leistet die vorgeschlagene Reform der Grundsteuer. Denn die
laufende Last, mit der sie den Boden belegt, hilt die Eigentiimer nicht nur
zur Nutzung des Bodens an, sondern fordert — dadurch — auch ihre Bereit-
schaft, sich an bodenordnenden Maflnahmen zu beteiligen.

Sie stellt die Gemeinschaft der Beteiligten unter einen heilsamen Eini-
gungsdruck und sorgt so bei der Verfolgung immer noch moglicher divergie-
render Einzelinteressen fiir die Kompromifbereitschaft, die angesichts des
Interesses aller Beteiligten an einer baldigen Nutzbarkeit ihrer Grundstiicke
von jedem erwartet werden kann. Die Praktiker konnen beurteilen, welchen
Vorteil es fiir die Planung und Durchfiihrung der verschiedenen Mainahmen
bedeuten wiirde, wenn die Stockungen und langwierigen Verhandlungen, die
heute durch die Unwilligkeit oder auch nur Unschliissigkeit einzelner Ei-
gentiimer oder Eigentlimergruppen entstehen, vermieden werden konnten.

Das im ersten Teil dieser Stellungnahme gezogene Resiimee, daf3 die vor-
handenen hoheitlichen und vertraglichen Instrumente zur Wohnbaulandmo-
bilisierung im wesentlichen ausreichen, ihre Akzeptanz jedoch zu wiinschen
tibrig 146t, findet daher im zweiten Teil mit dem zentralen Vorschlag zur Re-
form der Grundsteuer eine wesentliche Ergidnzung.

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe sehen in einer Reform der Grundsteuer
im Sinne einer Umwandlung in eine Bodenwertsteuer die zentrale strategi-
sche MaBinahme, der einerseits durch ihre unmittelbaren Wirkungen, zum an-
deren aber auch durch die erhohte Effizienz, zu der sie den hoheitlichen und
vertraglichen Instrumenten verhilft, die Schliisselfunktion fiir die Mobilisie-
rung des Wohnbaulands zukommt. Alle rechtlichen Instrumente sind geeig-
net, zu einer partiellen oder temporiren Entlastung des Wohnbaulandmark-
tes beizutragen. Aber sie wirken fiir sich gesehen, um ein Bild zu gebrauchen,
wie asphaltierte Autostraen mit einem holprigen Feldweg als einzigem Zu-
bringer. Erst die Umwandlung der Grundsteuer in eine Bodenwertsteuer
fiihrt die innere Kohirenz des rechtlichen und des 6konomischen Instrumen-
tariums herbei, die fiir eine zukunftsweisende Gestaltung unserer Bodennut-
zungsverhiltnisse auch unter 6kologischen Gesichtspunkten erforderlichist.

Pointiert, aber doch fiir das Verhiltnis der rechtlichen Instrumente zur Bo-
denwertsteuer im Kern zutreffend, kann man daher formulieren:

Die Umwandlung der Grundsteuer in eine Bodenwertsteuer ist nicht
alles, aber ohne sie ist alles andere (fast) nichts!
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Das Erbbaurecht als Instrument der kommunalen
Bodenpolitik!)

Fritz Andres

1. Die rechtliche und die okonomische Seite des Erbbaurechts

1. Das strategische Ziel einer kommunalen Bodenpolitik mit dem Erbbau-
recht besteht darin, die beiden Komponenten des Bodeneigentums: den
Vermogenswert und das Nutzungsrecht, voneinander zu trennen und
— den Vermogenswert der Gemeinde und
— das Nutzungsrecht den privaten Nutzern
zuzuordnen!

2. Rechtlich gesehen ist das Erbbaurecht nach dem Eigentum das umfas-
sendste Nutzungsrecht, das an einem Grundstiick moglich ist. Vom ge-
setzlichen Leitbild her kann es nahezu sdmtliche Nutzungsbefugnisse
des FEigentums in sich aufnehmen. Es wird daher auch als
»grundstiicksgleiches« Recht bezeichnet. Zwingend vorgeschrieben ist
die Befugnis des Erbbauberechtigten, auf dem Grundstiick des Eigentii-
mers ein Bauwerk zu errichten, das dann in seinem Eigentum steht. In der
Schweiz heif3t das Erbbaurecht daher, das Wesentliche besser treffend,
einfach » Baurecht«.

Im Erbbaurechtsvertrag kann die zulédssige Grundstiicksnutzung iiber die
sich aus dem Bebauungsplan und sonstigen Vorschriften des 6ffentlichen
Rechts ergebenden Beschrinkungen hinaus eingeschriankt werden. Fiir
die von der Gemeinde auszugebenden Erbbaurechte sollte davon jedoch
nur in Ausnahmefillen Gebrauch gemacht werden (siehe dazu I11.2)).

In der Regel ist das Erbbaurecht zeitlich befristet. Mit seiner Beendigung
fallt das Eigentum am Bauwerk dem Bodeneigentiimer zu, und zwar ge-

1) Vortrag, gehalten auf dem KongreB »Zwischen FlichenfraB und Uberverdichtung — Fra-
gen der zukiinftigen Bodenpolitik und Siedlungsentwicklung« der Bundestagsfraktion
Biindnis 90/Die Griinen am 16. und 17. November 1995 in Bonn.
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gen eine Entschidigung, die von den Vertragsparteien meist von vornher-
ein im Erbbaurechtsvertrag vereinbart wird.

Das Erbbaurecht kann verkauft, vererbt, mit Grundpfandrechten belastet
und zwangsversteigert werden. Es ist daher als Grundlage fiir die Erstel-
lung, Finanzierung und Ubertragung von Investitionen in @hnlicher Wei-
se geeignet wie das Eigentum selbst.

Weitere Einzelheiten sind in der Erbbaurechtsverordnung geregelt.

3.a) Als okonomischen Ausgleich fiir die Einrdumung des Nutzungsrechts

b)

erhilt der Eigentiimer vom Erbbauberechtigten den Erbbauzins. Mit
diesem flieBt der 6konomische Vorteil der Bodennutzung dem Ei-
gentiimer zu. Bei marktmiBiger Ermittlung des Erbbauzinses, z.B.
durch offentliche Ausschreibung bei der Erstausgabe des Erbbau-
rechts, gleicht der Erbbauzins alle vorhandenen Nutzungsvorteile des
Grundstiicks aus und senkt daher den Wert des reinen Erbbaurechts,
d. h. des Nutzungsrechts ohne aufstehendes Bauwerk, auf Null.

Das Erbbaurecht ist dann ein Nutzungsrecht ohne Vermdgenswert,
wihrend das Eigentum nur noch einen Vermdgenswert, aber ohne Nut-
zungsberechtigung, darstellt.

Wird der Erbbauzins unter der marktmifBig sich ergebenden Hohe
festgesetzt, so flie3t dem Eigentiimer nicht der volle 6konomische Ge-
genwert der Bodennutzung zu. Der Vermogenswert seines Eigentums
sinkt dementsprechend, wihrend dem Erbbaurecht infolge der gerin-
geren laufenden Belastung ein Vermogenswert zuwichst. Im Extrem-
fall eines Erbbauzinses von Null wandert der volle Vermogenswert
vom Eigentum zum Erbbaurecht. Das Erbbaurecht vereint in sich dann
nicht nur die Nutzungs-, sondern auch die Vermogenskomponente des
Eigentums. Fiir den Eigentiimer dagegen ist sein Grundstiick wertlos
geworden. Dies gilt jedenfalls bei zeitlich unbefristeten (ewigen),
erbbauzinsfreien Erbbaurechten, wihrend bei befristeten Erbbaurech-
ten, die natiirlich in der Praxis die Regel sind, die Vermogensverschie-
bung vom Eigentum zum Erbbaurecht durch die Restlaufzeit des
Erbbaurechts begrenzt wird: Bei einer Restlaufzeit von 99 Jahren wird
ein Erbbauzins von Null den Vermodgenswert des Grundstiicks bis auf
die Nidhe von Null absenken und den Wert des Erbbaurechts auf den
des Grundstiicks selbst anheben; je ndher jedoch das Ende der Erbbau-
rechtszeit riickt, desto mehr verschiebt sich auch bei einem Erbbau-
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zins von Null der Vermogenswert wieder vom Erbbaurecht zuriick
zum Eigentum.

Die nachfolgende Tabelle verdeutlicht die Zusammenhinge, wobei
zur Vereinfachung ein zeitlich unbefristetes Erbbaurecht unterstellt

ist:

Verméogensverschiebung durch Anderung der Erbbauzinshohe

Bodenrente Erbbauzins Kapitalzins Vermogender ~ Vermogen des Erbbau-
(laufende DMp.a. (inflations- Gemeinde: berechtigten: Preis
Nutzungs- bereinigt, d.h. Bodenpreise des Erbbaurechts
vorteile des Realzins)®)in% inDM (ohne Bauwerk) in DM
Grundstiicks)

DMp.a.

1000,- 1000,- 5 20000,- 0,-

1000,- 500, 5 10000, 10000,

1000,~ 0~ 5 0, 20000,~

Bleibt die Gemeinde bei der Erstausgabe der Erbbaurechte unter der
marktmiBigen Hohe des Erbbauzinses, so werden sich mehrere Inter-
essenten fiir das Erbbaurecht melden. Die 6konomische Auswahl
durch Vergabe an den Meistbietenden (das ist immer nur einer) muf}
dann ersetzt oder ergidnzt werden durch die Anwendung aufler-
okonomischer Kriterien wie z.B. Bediirftigkeit, soziale oder kulturelle
Erwiinschtheit usw., zu denen auch leicht » Vetternwirtschaft«, Bevor-
zugung Nahestehender, Gleichgesinnter oder Einheimischer bzw. sol-
cher, die auf andere Weise eine Gegenleistung erbringen (Bestechung
usw.), hinzutreten.

Hinzukommt, daf3 das Erbbaurecht bei zu niedrigem Erbbauzins ei-
nen Kapitalwert bekommt (siehe Tabelle), der im Falle seines Ver-
kaufs durch den VerduBerer realisiert wird, so da3 die von der
Gemeinde beabsichtigte Begiinstigung nur dem ersten Inhaber des
Erbbaurechts zugute kommt, wihrend ein spdterer Erwerber doch

2)vergl. IV. 3d)

Fragen der Freiheit, Heft 239 (1996) 47


Ulrike
Schreibmaschinentext
Fragen der Freiheit, Heft 239 (1996)

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
_____________________________________________________________________

Ulrike
Schreibmaschinentext
Fritz Andres: Das Erbbaurecht als Instrument der kommunalen Bodenpolitik


Fritz Andres: Das Erbbaurecht als Instrument der kommunalen Bodenpolitik

4.

den vollen okonomischen Ausgleich fiir die Nutzung des Grund-
stiicks zahlen muB3, nimlich zum einen Teil durch den Erbbauzins an
die Gemeinde und im iibrigen in kapitalisierter Form als »Kauf-
preis«, »Abstand« usw. (»weil der Erbbauzins so niedrig ist ...«) an
den VerduBlerer des Erbbaurechts. Dieser versilbert also den ihm von
der Gemeinde eingerdumten Vorteil bei der Weitergabe des Erbbau-
rechts. In dem Mafe, wie dem Erbbaurecht durch zu niedrige Erb-
bauzinsen ein Vermogenswert zuwichst, tauchen damit alle Gefah-
ren der heutigen Bodenordnung, wenn auch in geminderter Form,
auf dem Markt der Erbbaurechte wieder auf. Insbesondere kann
dann auch mit Erbbaurechten durchaus spekuliert werden. Die
Versuche, dies rechtlich, d.h. durch Verfiigungsbeschrinkungen,
Genehmigungsvorbehalte und &hnliche Regelungen im Erbbau-
rechtsvertrag zu verhindern, bleiben problematisch und reizen zur
Umgehung (s. auch II1.3). Die Stadt Wolfsburg, ganz iiberwiegend
auf kommunalem Boden errichtet, der im Wege des Erbbaurechts
der privaten Nutzung zugefiihrt wurde, bietet durch ihre durchweg
weit unter Marktniveau liegenden Erbbauzinsen fiir die hier ange-
deuteten Probleme vielfiltigen Anschauungsunterricht.

Auch vertragsméfBige Nutzungsbeschriankungen, die iiber das hinaus
gehen, was Bauleitplanung, Nachbarrecht usw. ohnehin vorschreiben
(siehe dazu III.2)), schlagen sich in niedrigeren Erbbauzinsen nieder.
Nur die Einrdiumung des vollen, lediglich durch das 6ffentliche Recht
eingeschriankten Nutzungsrechts am Boden fiihrt dem Eigentiimer
tiber den Erbbauzins auch den vollen okonomischen Wert dieses
Rechts zu.

Der Erbbaurechtsvertrag trennt also die Nutzungs- und die Vermogens-

komponente des Eigentums,

— indem er das Nutzungsrecht auf den Erbbauberechtigten iibertrigt,

— den 6konomischen Wert der Nutzung durch den Erbbauzins aber dem
Eigentiimer zuordnet als Ausgleich fiir die Hergabe des Nutzungs-
rechts.

Als Resultat hat man:

— das Erbbaurecht als Nutzungsrecht ohne Vermégenswert und

— das Eigentum als Vermogenswert ohne Nutzungsberechtigung,

sofern der Erbbauzins den Marktwert der laufenden Bodennutzung voll
erfaB3t und das Erbbaurecht das Nutzungsrecht ohne Einschridnkung ent-
halt.
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Eine rechtlich und 6konomisch konsequente Ausgestaltung der Erbbau-
rechtsvertrige fiihrt daher zu einer (fast) vollstindigen Trennung von
Vermogenswert und Nutzungsrecht am Boden. Auf dieser Trennung be-
ruhen die positiven Auswirkungen einer Bodenpolitik mit dem Erbbau-
recht, auf ihrer Vermischung die Schidden unserer Bodenordnung.

I1. Auswirkungen einer rechtlich und okonomisch konsequenten
Bodenpolitik mit dem Erbbaurecht

1. Die laufende Last des Erbbauzinses treibt die Grundstiicke in die Nut-
zung. Erbbaurechte werden daher nicht gehortet, sondern entsprechend
der Stadt- und Landesplanung genutzt.

2. Gleicht der Erbbauzins den sich aus Angebot und Nachfrage ergebenden
Marktwert der Bodennutzung laufend aus, so bildet sich fiir das Erbbau-
recht kein Vermogenswert (siehe 1.3.). Spekulation mit Erbbaurechten ist
dann ausgeschlossen.

3. Wird der Erbbauzins den Verdnderungen des Marktwerts der Bodennut-
zung laufend angepalit, so werden durch ihn auch Planungsvor- und -
nachteile laufend ausgeglichen.

4. Das Erbbaurecht eroffnet den kapitalfreien Zugang zur Bodennutzung.
Es sorgt insofern fiir Chancengleichheit zwischen kapitalstarken und ka-
pitalschwachen Investoren und stellt in der Hand des Staates eine ideale
Hilfe fiir Existenzgriinder dar, die ihm im Fall des Scheiterns nicht verlo-
ren geht.

5. Die Vorteile einer konsequenten Erbbaurechtspolitik fiir die Stadtpla-
nung und deren Durchfiihrung sind aus Griinden, deren Darstellung hier
zu weit fithren wiirde, im wesentlichen die gleichen wie die einer refor-
mierten Grundsteuer. Uberhaupt lassen sich die positiven Wirkungen ei-
ner flichendeckenden Erbbaurechtspolitik fast alle auch mit einer reinen
Bodensteuer erreichen.?) Diese Vorteile sind in den Beitrigen »Reform
der Grundsteuer« und »Soziale Marktwirtschaft und Bodenordnung« in
diesem Heft dargestellt, auf die daher verwiesen wird (sieche auch V.2.).

%) siehe dazu »Positionspapier des Seminars fiir freiheitliche Ordnung zur Reform der Bo-
denordnung« in »Fragen der Freiheit« Heft 215, Seite 9-20.
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6.

1.

2.

Erbbauzinsen stellen fiir die Gemeinde eine stetige und sehr weitgehend
konjunkturunabhingige Einkommensquelle dar.

111. Das Erbbaurecht kommt in Mifskredit durch falsche
Erwartungen, die mit ihm verbunden werden,
und durch eine unzureichende Handhabung

Die rechtliche Trennung von Eigentum und Nutzungsrecht stellt an sich
noch keinen bodenpolitischen Fortschritt dar, sondern erst dann, wenn
dem Erbbaurecht der Vermogenswert laufend entzogen wird. Nicht die
sachenrechtliche, sondern die 6konomische Gestaltung ist entscheidend
(siehe 1.3.b)).

Art und Umfang der zuldssigen Grundstiicksnutzung sollten durch das
offentliche Recht, insbesondere das Bau-, das Immissionsschutz-, das
Nachbarrecht usw. geregelt werden. Rechtsstaatlich bedenklich und 6ko-
nomisch wenig sinnvoll, wenn auch fiir Kommunalpolitiker hochst ver-
fiihrerisch ist es zwar, zusitzliche Nutzungsbeschrinkungen in den
Erbbaurechtsvertrag aufzunehmen. Der legitime Weg zur Durchsetzung
des offentlichen Interesses ist jedoch nur das 6ffentliche Recht. Sollte es
hierfiir nicht ausreichen, so muf} es weiterentwickelt und verfeinert wer-
den. Der Erbbaurechtsvertrag ist auch deswegen nicht als ein geeignetes
Instrument zur Sicherung des 6ffentlichen Interesses an Beschriankungen
der Grundstiicksnutzung anzusehen, weil sich das 6ffentliche Interesse
wihrend der Erbbaurechtszeit dndern kann, zu seiner Durchsetzung aber
nicht der Vertragsablauf abgewartet werden kann. Schliellich bedenke
man, wieviel Macht dem Staat bei flichendeckender Erbbaurechtspolitik
zuwichst, wenn ihm nicht zugleich eine Feinsteuerung iiber den einzel-
nen Erbbaurechtsvertrag untersagt wird!

. Der Erbbauzins sollte nicht zum Instrument der Sozial- oder Kulturpoli-

tik werden!

a) Wenn die Kommune bestimmte Personen oder Institutionen aus sozi-
al- oder kulturpolitischen Griinden subventionieren will, so sollte sie
es offen tun. Sie sollte auf der einen Seite den vollen Erbbauzins ver-
langen und auf der anderen Seite die Subvention gewéhren. Dies hat
den Vorteil, daf innerhalb der Gemeinde die jeweils zustdndige Stelle
iiber Erbbauzins bzw. Subvention entscheidet und dariiber hinaus die
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Subventionsvoraussetzungen, insbesondere Bediirftigkeit und Wiir-
digkeit des Empfingers, laufend bzw. in Abstidnden iiberpriift und die
Entscheidungen gegebenenfalls korrigiert werden konnen. Ein er-
maBigter Erbbauzins fiihrt zu dhnlichen Fehlsteuerungen, wie sie aus
der Objektforderung des Wohnungsbaus bekannt sind, und mindert
auch die tibrigen Vorteile der Erbbaurechtspolitik, insbesondere den
Anreiz zum sparsamen Flichengebrauch.

b) Es besteht immer die Gefahr, daf} die Begiinstigung vom Begiinstigten
durch Verkauf oder Vermietung des Erbbaurechts bzw. des Bauwerks
versilbert wird (s. I1.3.b)). Will man dies verhindern, so muf} man einen
Katalog von Verfiigungsbeschrinkungen in den Erbbaurechtsvertrag
aufnehmen. Aber auch dann bleibt der Anreiz und damit die Gefahr
der Umgehung.

1V. Probleme bei der Umsetzung einer Bodenpolitik mit
dem Erbbaurecht

1. Es bestehen ideologische Vorbehalte bei den Investoren, die gelernt ha-
ben, daB3 zur Marktwirtschaft das Eigentum an Grund und Boden gehort.
Dies beruht jedoch auf einer falschen Interpretation der Rolle des Unter-
nehmers und Investors in der Marktwirtschaft, die nur denjenigen
braucht, der auf dem Boden etwas unternimmt, wihrend sie auf den ver-
zichten kann, der mit dem Boden Geld verdienen will. Das Erbbaurecht
zieht exakt an der richtigen Stelle die Trennlinie, indem es das Nutzungs-
recht am Boden und die durch Leistung zu erstellenden Bauwerke dem
Unternehmer oder sonstigen Grundstiicksnutzer, den Boden selbst und
seine ohne Leistung des Nutzers entstehende Wertentwicklung aber der
Gemeinde zuordnet.

2. Am Erbbaurecht wiren noch einige rechtliche Verbesserungen vorzu-
nehmen, die im Rahmen einer Novellierung der Erbbaurechtsverordnung
zu diskutieren wiren. Die Tendenz miifite dahin gehen, das Erbbaurecht
als Nutzungsrecht dem Eigentum so dhnlich wie nur irgend méglich zu
machen und zur Zeit noch vorhandene, die praktische Handhabung er-
schwerende Regelungen zu dndern oder zu streichen.

3. Die okonomischen Probleme sind die schwierigsten bei der Realisierung
einer Erbbaurechtspolitik, weil fiir den Nutzungsinteressenten meist als
Alternative zum Erbbaurecht der Eigentumserwerb eines anderen
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Grundstiicks zur Wahl steht. Solange dies so ist, muf3 sich die Gemeinde
als Ausgeberin von Erbbaurechten dieser Konkurrenz stellen. Sie kann
dies mit Erfolg nur tun, wenn sie das Erbbaurecht, wie bereits vorge-
schlagen, dem Eigentum rechtlich so weit wie moglich annéhert und sich
— von Ausnahmen abgesehen — besonderer Reglementierungen und
Nutzungsbeschriankungen im Erbbaurechtsvertrag enthilt. Aber auch
okonomisch darf das Erbbaurecht aus der Sicht des Investors keine
wesentlichen Nachteile gegeniiber dem Eigentumserwerb haben. Wie
sieht in dieser Hinsicht der Vergleich zwischen beiden aus?

a) Ein Vorteil des Erbbaurechts besteht zundchst darin, da3 im Unter-
schied zum Eigentumserwerb kein Kaufpreis aufgebracht, finanziert
und getilgt zu werden braucht. Das Erbbaurecht gewéhrt also den ka-
pitalfreien Zugang zum Boden!

b) AuBlerdem ist zu beriicksichtigen, daf3 sich Bodenpreise immer auf-
grund von zukiinftig erwarteten Ertragen bilden. Fiir den Vergleich mit
dem Erbbaurecht ist dies in zweifacher Hinsicht von Bedeutung: Zum
einen steigen die Bodenrenten (Nettoertrige aus dem Boden) aus den
verschiedensten Griinden, insbesondere wegen der Wohlstands-
entwicklung, meist stirker als der Durchschnitt der iibrigen Preise. Die
Erwartung dieser Ertragsentwicklung fiihrt dann zu Bodenpreisen, die
iiber dem den heutigen Ertriagen entsprechenden Niveau liegen. Boden-
preise sind daher heute fastimmer »zu hoch«. Hierin ist einer der Griin-
de fiir den Umstand zu sehen, daf} so oft, vor allem im Bereich der
Landwirtschaft, die Bodenpreise weit iiber dem liegen, was bei einer
Verpachtung oder bei einer Vergabe im Erbbaurecht erzielbar ist. Wer
Eigentum erwerben will, muf} also hédufig einen Kaufpreis bezahlen
und finanzieren, den er aus dem gegenwdrtigen Grundstiicksertrag
noch gar nicht erwirtschaften kann. Der Erbbauberechtigte hat dagegen
den Vorteil, daB3 seine Belastung aus dem Erbbauzins nur gerade dem je-
weils erzielbaren Nettoertrag aus dem Boden, d.h. dessen gegen-
wadrtigen Nutzungsvorteilen entspricht.

¢) In inflatorischen Zeiten kommt ein weiteres hinzu: In die Ertrags-
erwartung des Erwerbers gehen ebenso wie in die Zinsen des von ihm
aufgenommenen Kredits die Inflationserwartungen ein. Bleibt die tat-
sdchliche Inflationsrate hinter diesen Erwartungen zuriick, so kommt
der Erwerber in die Klemme, weil in den Ertrag aus dem Grundstiick
oder sein sonstiges Einkommen, mit dem er die Belastung aus dem
Kredit bestreiten wollte, nur die tatsdchliche Inflationsrate eingeht,
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wihrend er auf der Ausgabenseite an die im Kreditzins festgeschrie-
bene hohere Inflationserwartung gebunden bleibt. Der Erb-
bauberechtigte hat demgegeniiber den Vorteil, dal auf seiner
Ausgabenseite, d. h. bei der Anpassung des von ihm zu zahlenden Erb-
bauzinses stets nur die tatsdchliche Inflationsrate beriicksichtigt wird.

d) Ferner sind die unterschiedlichen Auswirkungen zu beachten, die von
der Inflation auf den Belastungsverlauf aus einem aufgenommenen
Kredit bzw. aus dem Erbbauzins ausgehen: Bei stabilem Geldwert
wiirde sich namlich fiir den Erwerber aus der Verzinsung des Kauf-
preises bzw. des fiir den Kauf aufgenommenen Kredits — ohne Tilgung
—eine Belastung ergeben, die der Belastung durch den Erbbauzins ent-
spricht. Spart der Erbbauberechtigte daneben so viel aus seinem
Einkommen, wie der Erwerber fiir die Tilgung des Kredits aufwendet,
so entwickelt sich auch die Vermogenslage beider parallel. Eine Ge-
meinde, die ein Grundstiick kauft, um es im Erbbaurecht zu vergeben,
wird also aus einem marktméBig sich ergebenden Erbbauzins den Zins
des fiir den Erwerb aufgenommenen Kredits bezahlen konnen. Die
Tilgung kann theoretisch beliebig weit hinausgeschoben werden, da
der Boden als Gegenwert nicht verbraucht bzw. abgeschrieben wird.
Bei stabilem Geldwert steht daher aus der Sicht der Gemeinde einer
aktiven Bodenankaufspolitik zwecks Vergabe von Erbbaurechten
nichts entgegen, da ihr auBler der Tilgung, die notfalls aus spiteren
Erbbauzinserhohungen erfolgen kann, keine finanzielle Belastung
daraus erwichst. Dies gilt vor allem, wenn man bedenkt, daf3 es der
Gemeinde eigentlich moglich sein sollte, vorzugsweise bei preislich
giinstigen und leicht verwertbaren Grundstiicken zuzugreifen.

Die Inflation fiihrt jedoch zu einer Storung des Gleichgewichts von
Erbbauzins und Kreditzins: Wihrend ndmlich beim Erbbauzins die
Inflationsfolgen in der Regel durch Indexierung, d. h. durch laufende
Anpassung an die Geldentwertung ausgeglichen werden, so daf} er sei-
nen Wert behilt und eine konstante reale Belastung darstellt, werden
auf dem Kapitalmarkt die Inflationserwartungen nicht durch Indexie-
rung, sondern —mit ganz anderen Folgen — im Zins berticksichtigt, und
zwar nach der Formel:

Realzins (= Zins bei stabilem Geldwert)
+ Inflationserwartung

= Nominalzins (zu zahlender Zins).
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Beim kreditfinanzierten Eigentumserwerb muf} der Kéaufer danach -
neben der nominalen Tilgung — einen Zins auf den jeweiligen Stand
der Kapitalforderung zahlen, der um die erwartete Inflationsrate iiber
dem Realzins bzw. dem vergleichbaren Erbbauzins liegt. Das fiihrt zu
Beginn der Kredittilgung, wenn der Schuldsaldo noch hoch ist, zu
tiberdurchschnittlich hohen, spiter und insbesondere gegen Ende der
Tilgung zu unterdurchschnittlichen Belastungen, insgesamt also auch
bei nominell gleichbleibenden Leistungsraten zu einem sehr un-
gleichmdfligen Verlauf der realen Belastung des Schuldners.

Dies sei an einem Beispiel dargestellt: Ein Grundstiick wirft 4 000,—
DM Erbbauzins pro Jahr ab. Sein Wert (kapitalisierter Ertrag) betrigt,
bei einem Realzins von 4 %, 100.000,— DM. Ein zum Erwerb des glei-
chen Grundstiicks aufgenommener Kredit von 100.000,— DM kostet,
bei einem bei stabilem Geldwert sich ergebenden Kapitalzins (Real-
zins) von 4 %, ebenfalls 4 000,— DM p.a. Bei stabilem Geldwert ist al-
so, wie bereits ausgefiihrt, die Zinsbelastung des Erbbauberechtigten
und des Kdiufers, solange letzterer nicht tilgt, gleich hoch. Wird nun
auf dem Kapitalmarkt eine Inflationsrate von 3 % erwartet und tritt
diese auch ein, so erhoht sich der Erbbauzins nach einem Jahr um 3 %,
namlich von 4 000,— DM auf 4 120,— DM. Der Kredit dagegen wird bei
3 % Inflation nur noch zu einem Zinssatz von 7 % zu haben sein und
das bedeutet fiir den Grundstiickserwerber bzw. Kreditnehmer im er-
sten Jahr allein eine vergleichsweise Erhohung der Zinsbelastung um
75 %, namlich von 4 000,— DM auf 7 000,— DM.

Die Erhohung des Zinses um 3 000,— DM im 1. Jahr gleicht zwar
nur die inflatorische Entwertung der Kapitalforderung (3% von
100.000,— DM) aus. Fiir den Schuldner bedeutet sie jedoch eine
Anfangsbelastung, die weit iiber der Belastung durch den Erbbau-
zins fiir das gleiche Grundstiick liegt, und die erst im spéteren Ver-
lauf der Kredittilgung durch die mit dem Schuldsaldo sinkende
Zinslast abgebaut wird und unter die vergleichbare Belastung
durch den dank der Indexierung nominell ansteigenden Erbbauzins
sinkt.

Diese sog. vorgezogene Realtilgung bei Krediten, die durch die
Beriicksichtigung der Inflationserwartungen im Zins zustande
kommt, ist von der »Expertenkommission Wohnungspolitik« in ihrem
Gutachten: »Wohnungspolitik auf dem Priifstand« ausfiihrlich behan-
delt und als eins der wesentlichen Hindernisse fiir den Haus- bzw.
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Eigentumswohnungsbau und -erwerb dargestellt worden?). In gleicher
Weise wird aber auch der Eigentumserwerb am Boden in inflatori-
schen Zeiten durch die hohe Anfangsbelastung der vorgezogenen
Realtilgung erschwert gegeniiber einem Erbbaurecht, dessen Erbbau-
zins bei Indexierung zwar nominell ansteigt, aber real konstant bleibt.

e) Was librigens die Belastung aus der Tilgung des Kredits beim Eigen-
tumserwerb betrifft, so entspricht ihr der Vorteil einer allmé&hlich sin-
kenden und schlieBlich — bei vollstidndiger Tilgung — verschwinden-
den Zinslast. Irgendwann ist der Kredit zuriickgezahlt, die Last der
Finanzierung beendet. Der Erbbauzins dagegen ist ewig zu zahlen.
Darin wird hiufig ein Nachteil des Erbbaurechts gesehen: man bezahlt
das Grundstiick mit dem Erbbauzins anscheinend mehrfach, ohne Ei-
gentum zu erwerben, beim Kauf dagegen nur einmal. Doch kann der
Erbbauberechtigte diesen scheinbaren Nachteil ohne weiteres ausglei-
chen, indem er in Raten, die den Tilgungsbetrigen fiir den Kredit eines
Erwerbers (incl. der ggf. im Zins enthaltenen vorgezogenen Real-
tilgung, s.o.) entsprechen, ein Kapital anspart, aus dessen Zinsen er,
sobald der ersparte Betrag den Grundstiickswert erreicht hat, den voll-
en Erbbauzins bezahlen kann. Dies gilt jedenfalls bei real konstanten,
also nur mit der Inflation steigenden Bodenwerten, die hier zundchst
einmal unterstellt werden sollen. Der Erbbauberechtigte steht dann
dem Grundstiickserwerber gleich, der mit gleicher Sparleistung sei-
nen Kredit getilgt und dadurch lastenfreies Eigentum erworben hat,
das wertmiBig dem angesparten Kapitalbetrag des Erbbauberech-
tigten entspricht. Der lastenfreien Grundstiicksnutzung des Eigentii-
mers, der seinen Kredit getilgt hat, entspricht dann die Begleichung
des Erbbauzinses aus den Zinsen seines angesparten Kapitals durch
den Erbbauberechtigten.

f) Gibe es nicht die Konkurrenz des Eigentums, so wire es richtig und
zur Erreichung sdmtlicher unter II aufgefiihrter Vorteile des Erbbau-
rechts auch notwendig, wenn der Erbbauzins nicht nur der Infla-
tionsrate, sondern der Entwicklung des Werts des Grundstiicks ange-
glichen wiirde, denn nur dann, wenn er die Nutzungsvorteile des
Grundstiicks voll ausgleicht, kommt es zu der geschilderten Trennung

4) »Wohnungspolitik auf dem Priifstand«, im Auftrag der Bundesregierung von der »Exper-
tenkommission Wohnungspolitik« erstelltes, 1994 veroffentlichtes Gutachten (zu den
darin enthaltenen Vorschldgen zur Reform der Grundsteuer sieche »Fragen der Freiheit«
Heft 230 »Reform der Grundsteuer«, S. 42-51).
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von Vermogenswert und Nutzungsrecht. Nach Lage der Dinge wird
die Erbbaurechtspolitik jedoch noch lange durch die Konkurrenz des
Eigentums gepridgt und begrenzt sein. Das bedeutet fiir den Erb-
bauzins, dall wesentlich mehr als seine laufende Anpassung an die
Geldentwertung nicht zu erreichen sein wird, weil nur dann die durch
ihn verursachte Belastung insgesamt nicht wesentlich von der realen
Zinsbelastung aus einem fiir den Grundstiickserwerb aufgenommenen
Kredit abweicht. Eine Anpassung des Erbbauzinses an die Einkom-
mens- oder gar an die Bodenwertentwicklung wiirde dagegen, so rich-
tig sie bodenpolitisch auch wire, durchweg zu weit iiber der Infla-
tionsrate liegenden Erbbauzinssteigerungen fiihren und daher den
Investor, der die Wahl hat, veranlassen, das Eigentum vorzuziehen.

Bei Anpassung des Erbbauzinses an die Inflationsentwicklung ist
iibrigens nicht nur die Belastungsseite des Erbbauberechtigten und
des Eigentumserwerbers — von den unter c)—e) genannten Abwei-
chungen abgesehen — im wesentlichen gleich, sondern es kommt auch
beiden die iiber die Inflationsrate hinausgehende Bodenwert-
entwicklung zugute — dem Erbbauberechtigten allerdings nur auf Zeit,
dem Eigentliimer dagegen endgiiltig.

) Die gleichen 6konomischen Uberlegungen, die ein Investor anstellt,

wenn er vor die Frage: »Eigentum oder Erbbaurecht?« gestellt wird,
muf eine Gemeinde anstellen, wenn sie ein Grundstiick verkaufen
oder im Erbbaurecht vergeben will, oder aber wenn sie den Erwerb ei-
nes Grundstiicks erwégt, um es im Erbbaurecht zu vergeben. Was nach
den vorstehenden Ausfiithrungen aus der Sicht des Investors gegen den
Eigentumserwerb spricht, wenn der Erbbauzins nur an die Inflations-
entwicklung gekoppelt wird, spricht rein 6konomisch gesehen aus der
Sicht der Gemeinde fiir den Verkauf und in gleicher Weise gegen eine
aktive Ankaufspolitik von Grundstiiken zwecks Vergabe im Erbbau-
recht. Denn selbstverstidndlich kann mit dem Erbbaurecht nicht die
Wundertat vollbracht werden, da3 sowohl der Erbbauberechtigte als
auch die ausgebende Gemeinde finanziell besser dabei stehen als beim
Verkauf. Ist das Erbbaurecht fiir den Interessenten giinstiger als der
Kauf des gleichen Grundstiicks, so ist es in der Regel fiir die Ge-
meinde ungiinstiger und umgekehrt®). Was heute realistischerweise

%) Die Moglichkeiten der Gemeinden, billigere Kredite zu bekommen als der Privatmann
oder Unternehmer, relativieren diese Aussage und lassen ggf. die Vergabe von Erbbau-
rechten sowohl fiir die Gemeinde als auch fiir den Investor 6konomisch giinstiger erschei-
nen als den Verkauf bzw. Kauf.
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angestrebt werden kann, ist eine ungefdahre 6konomische Gleichwer-
tigkeit beider Varianten, und die ist in etwa gegeben, wenn der Erbbau-
zins dem Realzins auf dem Kapitalmarkt entspricht und nicht der
Bodenwert- oder der Einkommensentwicklung, sondern nur der Geld-
entwertung angepal3t wird. Dann ergibt sich in inflationidren Zeiten,
dafl wegen der vorgezogenen Realtilgung bei Krediten kurz- bis
mittelfristig das Erbbaurecht fiir den Investor giinstiger, langfristig da-
gegen ungiinstiger ist als der Eigentumserwerb, wihrend dies aus der
Sicht der Gemeinde umgekehrt ist. Geht man davon aus, daf3 der Inve-
stor ohnehin meist eine Belastungshdufung in der Anfangsphase der
Investition hat, wihrend man der Gemeinde, auch wenn vielleicht
nicht ganz der Realitédt entsprechend, einen langfristigen Zeithorizont
in der Bodenpolitik unterstellen oder doch zumuten sollte, so wird die
zeitliche Lastenverteilung beim Erbbaurecht im Unterschied zum
Eigentumserwerb auch 6konomisch den Bediirfnissen bzw. zumut-
baren Belastungen der Parteien besser entsprechen als der Verkauf
offentlicher Grundstiicke.

Okonomisch deutlich giinstiger ist das Erbbaurecht unter den heutigen
Bedingungen fiir die Gemeinde nur in wirklich langfristiger
Perspektive. Bezieht man ndmlich die Verlingerungs- und Erneue-
rungzeitrdiume des Erbbaurechts oder sonstige Gelegenheiten ein, in
denen die Gemeinde den Erbbauzins neu festsetzen oder iiber die
Geldentwertung hinaus an die Bodenwertentwicklung anpassen kann,
so liegen die 6konomischen Vorteile eindeutig bei ihr. Und eigentlich
sollte dieser weite zeitliche Horizont fiir die Bodenpolitik der Ge-
meinden maf3gebend sein!

Insbesondere sollten die Gemeinden sich nicht durch die beim Erwerb
eines Einzelgrundstiicks in der Anfangsphase der Kredittilgung ge-
geniiber dem Erbbauzins auftretende Liquiditidtsunterdeckung von ei-
ner aktiven Erbbaurechtspolitik abhalten lassen. Zum einen ergibt sich
im spiteren Verlauf ein UberschuB der Erbbauzinsen iiber die Bela-
stung aus dem Kredit; auBBerdem lassen sich bei zeitlich versetztem Er-
werb verschiedener Grundstiicke die Belastungsspitzen der neu
aufgenommenen Kredite mit der geringer gewordenen Belastung aus
dlteren Krediten ausgleichen, so daf} die auf diesem Wege verstetigte
Gesamtbelastung durch den real konstanten Einnahmestrom aus den
Erbbauzinsen abgedeckt werden kann. Zum anderen wiren Program-
me des Bundes oder der auf Kommunalfinanzierung spezialisierten
Kreditinstitute denkbar und empfehlenswert, mit denen speziell fiir
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kommunalen Bodenerwerb Kredite mit konstant bleibender Realbela-
stung angeboten wiirden, deren Verzinsung die Gemeinden dann voll
aus den eingehenden Erbbauzinsen bedienen konnten (siehe oben d)).

h) Zu allen 6konomischen Erwidgungen sei an dieser Stelle daran erin-
nert, daf sie nicht isoliert gesehen werden diirfen und daf selbst bei ei-
nem dkonomischen Patt zwischen Verkauf und Erbbaurechtsvergabe
die unter II. aufgefiihrten Argumente auch heute eindeutig fiir eine
Erbbaurechtspolitik sprechen.

4. Die politischen Gefahren und Mifbrauche des Erbbaurechts wurden be-
reits geschildert (siehe I11.): Zu niedriger Erbbauzins, zu viele Nutzungs-
beschriankungen im Erbbaurechtsvertrag - beide Gefahren durchaus mit-
einander zusammenhéngend! Im niedrigen Erbbauzins zeigt sich oft, daf
die Parlamentarier, die liber Festsetzung und Anpassung der Erbbauzin-
sen jedenfalls im Prinzip zu beschlieSen haben, hiufig zugleich Erbbau-
berechtigte sein werden, und daf} auf der anderen Seite bei quantitativ be-
deutsamem Erbbaurechtsbestand nicht zu verkennen ist, daf3 Festsetzung
und Anpassung des Erbbauzinses immer auch ein erhebliches Wihlerpo-
tential belastet. Die Wolfsburger Erfahrungen ermutigen jedenfalls nicht
dazu, als langfristiges Ziel das Erbbaurecht in kommunaler Hand zu
belassen. Die Erbbaurechte sollten vielmehr von Institutionen ausgege-
ben werden, die nicht so vielfiltig mit den Biirgern und Erbbau-
berechtigten in Verbindung stehen, wie dies bei der Gemeinde der Fall
ist. Es wird empfohlen, kommunale oder regionale, selbstindig agieren-
de Bodenfonds zu bilden, die den Boden so unabhingig und neutral
verwalten wie die Bundesbank das Geld.

V. Zusammenfassende Betrachtungen

1. Das Erbbaurecht ist der dezentrale Weg zur Reform der Bodenordnung.
Es ist bereits Bestandteil unserer Rechtsordnung und kann von jeder
Stadt, Gemeinde oder sonstigen Gebietskorperschaft bzw. dafiir einge-
richteten offentlichen Stelle benutzt werden. Es fiihrt, von seiner Anlage
her, zu einer Trennung des Nutzungsrechts vom Vermégenswert des Bo-
dens, die aber wegen der bei der Anpassung des Erbbauzinses zu bertick-
sichtigenden Konkurrenz zum Eigentum auf absehbare Zeit nur unvoll-
kommen gelingen wird. Die Nachteile einer solchen unvollkommenen
Anpassung des Erbbauzinses (vgl. I.3.b) und IV.3.f)) miissen daher vor-
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erst in Kauf genommen und durch rechtliche Regelungen in den Erbbau-
rechtsvertrigen nach Moglichkeit korrigiert werden.

2. Wenn das Erbbaurecht die Nutzungsbefugnisse des Eigentums vollstédn-
dig libernimmt, ist es dem Eigentum in rechtlicher Hinsicht weitgehend
angendhert. Das Grundstiickseigentum der offentlichen Hand hat dann
im wesentlichen nur noch die Funktion, die Gldubigerposition des Staats
fiir den Erbbauzins zu legitimieren.

Dieser sachenrechtlichen Legitimation bedarf der Staat jedoch nicht. Es
wire vielmehr auch denkbar, dafl er sich den Umweg iiber den Eigen-
tumserwerb und die Ausgabe der Erbbaurechte erspart und statt dessen
unmittelbar das Eigentum mit einer Abgabe in Hohe des Erbbauzinses
belastet. Gleicht diese Steuer — wie der Erbbauzins — alle Nutzungs-
vorteile des Bodens laufend aus, so entzieht sie dem Eigentum den Kapi-
talwert ebenso wie das der Erbbauzins beim Erbbaurecht tut, wenn er die
richtige Hohe hat. Die Steuer senkt dann die Bodenpreise auf Null®). Sie
fiihrt trotz verbleibendem Privateigentum am Boden zu einer Trennung
von Nutzungsrecht und Vermogenswert und damit von Boden- und Kapi-
talmarkt. Das Bodeneigentum wire dann wie das Erbbaurecht ein kapi-
talfreies Nutzungsrecht, weil ihm sein 6konomischer Wert durch die
Steuer laufend zugunsten der Allgemeinheit entzogen wird.

Im Unterschied zum dezentralen Weg iiber das Erbbaurecht bedarf der
Weg iiber eine Bodensteuer einer zentralen Regelung durch den Bundes-
gesetzgeber. Eine Umwandlung der heutigen Grundsteuer, die Boden
und Gebiude erfallt, in eine reine Bodensteuer wire ein erster Schritt in
diese Richtung’). Beide Wege konnen parallel zueinander beschritten
werden. Die mobilisierende Wirkung, die die Bodensteuer vor allem auf
nicht oder wenig genutzte Grundstiicke ausiibt, gibt der Gemeinde dann
vermehrt Gelegenheit zum Erwerb des Bodens, und die preisdimpfende
oder sogar -senkende Wirkung der Steuer erleichtert ihr die Finanzierung
der Anschaffung.

) Die dabei notwendig werdende Entschidigung konnte durch die Herausgabe langfristiger
Wertpapiere erfolgen, deren Verzinsung den Einnahmen aus der Steuer entspriche und
daher aus dieser aufgebracht werden konnte.

7) s. FuBnote 4
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Tatigkeitsbericht 1995

Der Vielzahl aulenpolitischer Brandherde dieses Jahres stand die der innen-
politischen Probleme nicht nach. Alles tiberlagernd ist die hartnéckig anhal-
tende Arbeitslosigkeit das groBte Ubel, schleicht sie sich doch wie ein Gift
millionenfach in Familien und Haushalte ein, legt sich wie ein Mehltau auf
die Gemiiter und verdunkelt die Gegenwart auf allen Gebieten wie die Per-
spektiven auf die Zukunft. Wo dem Menschen die Arbeit genommen wird,
verliert er eine wesentliche Grundlage seiner Existenz, und damit gleitet
vieles ab und verfillt im privaten wie im 6ffentlichen Bereich, was bisher als
Errungenschaft und fester Bestandteil in der Gesellschaft gelten konnte. Die
Erschwernis oder gar das Scheitern der individuellen Biographie, bis hin
zum Abgleiten in Lethargie und Resignation oder gar Drogensucht und Kri-
minalitét, greifen immer weiter um sich. Die Einsicht, daf} in den bisherigen
Bereichen des industriellen Sektors wohl kaum so viele Arbeitsplitze wie-
der entstehen konnen wie durch die Rationalisierungen der letzten Jahre
verloren gegangen sind, macht die Perspektiven fiir die Betroffenen nur
noch trostloser.

Dariiber hinaus bringt die Arbeitslosigkeit durch ihre Auswirkungen auf
die Einkommensverteilung, die Zunahme der Armut, die Explosion der
offentlichen Haushalte und die durch die Mi3stéinde provozierten Staatspro-
gramme und -eingriffe die Fundamente unseres Gemeinwesens ins Wanken.

Unsere Tagung zum Thema » Abschied vom Vollbeschiftigungsziel — was
bleibt dann von der Sozialen Marktwirtschaft?« zeigte erneut die Schwiche
der heutigen konjunktur- und beschiftigungspolitischen Diskussion: daf3
sie die Probleme der Nachfrageseite nicht zur Kenntnis nimmt bzw. leugnet
und daher immer nur in Lohnsenkungen, Flexibilisierung und Deregulie-
rung den Ausweg aus der Krise sucht. Fiir den 3./4. Februar 1996 haben wir
daher wiederum ein Elementarseminar zum Geldwesen vorgesehen, das
moglichst vielen Menschen die Einsicht in die Mingel unserer Geldord-
nung und die Moglichkeiten ihrer Behebung vermitteln soll. Wir beab-
sichtigen, dieses sowie das bodenpolitische Elementarseminar ab diesem
Jahr auch an anderen Orten zu veranstalten, um moglichst viele Menschen
zu erreichen. Eine Gesamtdarstellung in »Fragen der Freiheit« ist ebenfalls
geplant.

Ziel unserer Bemiihungen ist es, daran mitzuwirken, die Bedeutung der
Nachfrageseite fiir Konjunktur und Beschéftigung wieder ins Bewultsein
von Politik und Wissenschaft zu bringen. Dazu gehort auch eine deutliche
Kritik der Politik der Deutschen Bundesbank, die, gestiitzt auf die Konver-
genzkriterien des Vertrags von Maastricht, der Geldwertstabilitit absolute
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Prioritit einrdumt, ohne zugleich fiir die Sicherung des Geldumlaufs zu sor-
gen, und dadurch zu einem wesentlichen Teil zur Arbeitslosigkeit in
Deutschland und Europa beitrdgt. Mit unserer Tagung »Mit Geld-
wertstabilitdt zu immer hoherer Arbeitslosigkeit?« wollen wir auf die Ge-
fahren, die — bei unserem heutigen Geldwesen — von dieser Stabilititspolitik
ausgehen, und damit auf die Verantwortung der Bundesbank fiir die Be-
schiftigung hinweisen.

Fiir die Bodenfrage von wesentlicher Bedeutung ist, dal das Bun-
desverfassungsgericht im vergangenen Jahr erwartungsgemaif die Einheits-
bewertung des Grundbesitzes im Rahmen der Vermogens- und Erbschafts-
steuer fiir verfassungswidrig erklirt hat. Damit wird auch der Grundsteuer
ihre bisherige Bemessungsgrundlage entzogen. Der Handlungsbedarf, der
sich daraus ergibt, bietet die Chance, aus dieser Steuer, die jetzt noch den
Boden und die Gebidude belastet, eine reine Bodensteuer zu machen. Partei-
en, Verbinde, wissenschaftliche Institute usw. beschiftigen sich mit dem
Problem. Unsere Vorschlige finden durchaus Gehor. So wurden Fritz And-
res und Eckhard Behrens zu einem Kongref3 von Biindnis 90/Die Griinen als
Referenten zu den Themen »Erbbaurecht« und »Bodenbesteuerung« nach
Bonn eingeladen. Mit maigebenden SPD-Bundestagsabgeordneten stehen
wir im Gesprich. Der Landesverband der F.D.P. in Baden-Wiirttemberg hat
sich fiir eine Umwandlung der Grundsteuer in eine reine Bodensteuer aus-
gesprochen und die Bundespartei zu einem entsprechenden Votum aufge-
fordert. Das Volksheimstéttenwerk e. V. hat im Herbst des vergangenen Jah-
res eine Broschiire mit Vorschlidgen zur Wohnbaulandmobilisierung her-
ausgebracht, die von einer Arbeitsgruppe unter Leitung von Professor Hart-
mut Dieterich und unter Mitwirkung von Fritz Andres und Jobst von
Heynitz erarbeitet worden ist und als zentralen Vorschlag ebenfalls die Um-
wandlung der Grundsteuer in eine reine Bodensteuer enthilt. Das Volks-
heimstittenwerk hat diese Broschiire weit verbreitet, so dafl man davon aus-
gehen kann, daB ein grofler Teil der mit der Problematik befaf3ten Verant-
wortlichen von dem Vorschlag Kenntnis erlangt hat. Unter anderem wurde
er an alle Bundestagsabgeordneten verschickt. Eine auszugsweise Ver-
offentlichung in »Fragen der Freiheit« ist vorgesehen.

Weitere Schubkraft diirften unsere Vorstellungen zur Reform der Boden-
ordnung auch durch ihre Verbindung zur 6kologischen Steuerreform be-
kommen. Unser diesem Thema gewidmetes Doppelheft der »Fragen der
Freiheit« Nr. 232/233 hat weithin Beachtung gefunden. So wurde der darin
enthaltene Beitrag von Bettina Meyer zu den Argumenten Pro und Kontra
okologischer Steuerreform im Bulletin des Wuppertal-Instituts von Ernst
Ulrich von Weizsidcker besprochen und positiv gewiirdigt. Nachdem die
Okologisierung unseres Steuersystems nunmehr in aller Munde ist, gilt es,
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einerseits klarzustellen, dafl auch die Besteuerung des Umweltguts Boden
durch eine Reform der Grundsteuer eine 6kologische Ausrichtung bekom-
men mul3, und daf} auf der anderen Seite mit den von uns erarbeiteten Vor-
schldgen zur Reform der Bodenordnung bereits sehr viel Vorarbeit fiir die
Methodik einer okologischen Steuerreform geleistet wurde, die in weiten
Bereichen nur iibernommen und auf die verschiedenen Felder der Naturnut-
zung iibertragen zu werden braucht.

Auf der wohnungspolitischen Tagung » Wohnungsmarkt im Wechselbad«
sind wir den verschiedenen Einfliissen nachgegangen, denen dieser Markt
unterliegt: Auf der einen Seite konnte dabei an unsere Vorschlige zur Re-
form der Bodenordnung angekniipft werden, es waren aber dariiber hinaus
die Besonderheiten des Kapitalmarktes, die konjunkturelle Entwicklung
und nicht zuletzt die staatliche Wohnungspolitik zu beriicksichtigen und zu
analysieren, die das Auf und Ab des Wohnungsmarkts bedingen und oft ge-
nug entgegen der Absicht verstidrken. Das wohnungspolitische Gutachten
der »Expertenkommission Wohnungspolitik« hat dabei in zweierlei Hin-
sicht bedeutende Akzente gesetzt: Zur Bodenpolitik hat es die Forderung
nach Umwandlung der Grundsteuer in eine Bodensteuer erhoben; es hat
aber auch eine Schwiche unseres Kapitalmarktes deutlich als eine der we-
sentlichen Hiirden fiir Investitionen im Wohnungsbereich herausgestellt,
namlich den Umstand, daB die Inflation auf dem Kapitalmarkt nicht durch
fortlaufende Angleichung (Indexierung) der Schuldsalden und Tilgungsra-
ten, sondern durch eine Erhchung des Zinses berticksichtigt wird, was zu ei-
ner mit der Inflation wachsenden, iiberdurchschnittlich hohen An-
fangsbelastung der Schuldner fiihrt, die erst allméahlich auf ein durchschnitt-
liches und gegen Ende der Kredittilgung auf ein sehr niedriges Niveau sinkt.
Dieses Problem, das unter anderem in Heft 234 der »Fragen der Freiheit«
behandelt wird, will die Expertenkommission allerdings leider nur durch
Kurieren an Symptomen mildern, nimlich durch staatliche Biirgschaften
fiir die Anfangsphase der Kredittilgung, anstatt das Indexierungsverbot auf-
zuheben und dadurch den Weg freizumachen fiir Kredite mit einem gleich-
maéBigen realen Belastungsverlauf.

»Zukunft des Bildungswesens — frei von staatlicher Biirokratie und priva-
tem Kommerz«, so nannten wir eine Tagung — und auch Heft 236 der »Fra-
gen der Freiheit« —, mit der ein erster Schritt zur Grundlegung derjenigen
Sozialwissenschaft getan werden sollte, die uns neben der Staats- und der
Wirtschaftswissenschaft noch fast vollstandig fehlt: der Sozialwissenschaft
der Kultur. DaB} hier die Grundlagen wirklich erst gelegt werden miissen,
zeigen die bisherigen Versuche wissenschaftlicher Fundierung, die sich im
wesentlichen darin erschopfen, den Bildungsbereich aus der biirokratischen
Verwaltung durch den Staat herauszunehmen, ihn aber dann ganz tiberwie-
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gend einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise unterziehen und damit das
Wesentliche dieses Bereichs aus den Augen verlieren. Dabei sollte nicht
verkannt werden, daf3 in der Diskussion iiber Schulautonomie in Deutsch-
land, z.B.in dem soeben erschienenen Bericht der Bildungskommission
Nordrhein-Westfalen »Zukunft der Bildung — Schule der Zukunft«, Ansétze
enthalten sind, die durchaus tiber den Rahmen der bisherigen bildungspoli-
tischen Diskussion hinausgehen. In »Fragen der Freiheit« sind in vielfacher
Hinsicht Vorarbeiten fiir eine solche selbstindige Sozialwissenschaft der
Kultur bereits geleistet worden. Wiinschenswert wire jetzt eine zu-
sammenfassende Darstellung des Erreichten. Von den fiir 1996 geplanten
Tagungen wird die zur »Verwirklichung des Menschen im Sozialen
Organismus« ganz wesentlich diesem Thema gewidmet sein, ebenso wie
die Gesprachsrunde iiber die »Zukunft von Bildung und Kultur« im Herbst
dieses Jahres. In welcher Weise sich der Einzelne in der Gemeinschaft ent-
falten kann, héingt in aller erster Linie davon ab, wie stark sich das Bildungs-
wesen aus den Klammern der Biirokratie und den Verfilhrungen der
Kommerzialisierung befreien und aus sich selbst heraus entwickeln kann.
Dies wird nur moglich sein, wenn dieser Bereich auf Autonomie und Wett-
bewerb sowie auf diesen Grundprinzipien addquate Finanzierungsformen
gestellt wird. Die Kommerzialisierung aller Lebensbereiche wird heute
iiberwiegend als moralisches und damit nur auf dem Weg individueller
»Besserung« zu 16sendes Problem gesehen. Hier gilt es, die ordungspoliti-
sche Bedingtheit solcher Zeiterscheinungen aufzuzeigen und sie damit als
der gestaltenden Politik jedenfalls mittelbar zugénglich auszuweisen!

Hier nun ein Uberblick iiber die in diesem Jahr geplanten Tagungen:

03./04. Februar — Das Geld im Kreislauf der Volkswirtschaft

27./28. April — Die Verwirklichung des Menschen im sozialen Orga-
nismus — Ein Elementarseminar

06./07. Juli — Durch Geldwertstabilitdt zu immer hoherer Arbeits-
losigkeit?

28./29. September — Zur Zukunft von Bildung und Kultur
01.-03.November — Produktivitdtsfortschritt auf gesittigten Mirkten —
wo liegt die Zukunft der Arbeit?

N

&y

Im Herbst des vergangenen Jahres hatten wir von Dr. Heinz-Hartmut Vogel
und bald darauf von Helene Vogel-Klingert Abschied zu nehmen. Auch wenn
beide nicht mehr an der aktiven Vorstandsarbeit beteiligt waren, so haben sie
doch, jeder auf seine Weise, die Entwicklung des Seminars mit groem Inter-
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esse verfolgt und durch Gespriache und ihren Rat unsere Arbeit begleitet. Sie
fehlen uns sehr. Wir werden bemiiht sein, die von ihnen hinterlassenen
Liicken zu schlieen und insbesondere die Verbindungen zu den verschiede-
nen Initiativen im gesundheitspolitischen Bereich, die Dr. Heinz-Hartmut
Vogel unterhalten hat, nun unmittelbar zu pflegen. Die Reduzierung der Er-
scheinungsfolge der »Fragen der Freiheit« auf einen vierteljdhrlichen Rhyth-
mus soll uns unter anderem auch hierfiir die notwendige Zeit verschaffen.
AbschlieBend méchten wir an dieser Stelle allen Mitgliedern und Forde-
rern des Seminars fiir ihre Verbundenheit mit unseren Zielen und unseren
Bemiihungen danken, ohne deren finanzielle Unterstiitzung und mannig-
faltige Anregungen unsere Arbeit nicht moglich wire. Zugleich méchten
wir die Bitte dullern, da3 Sie uns aus dem Kreis Ihrer Bekannten oder Ver-
wandten die Adressen von Personlichkeiten mitteilen, denen Sie entweder
ein Patenschaftsabonnement fiir die »Fragen der Freiheit« (DM 50,—- p.a.)
zuwenden wollen oder von denen Sie meinen, daf3 wir uns an sie wenden
sollten, weil sie vielleicht Interesse an den »Fragen der Freiheit« oder unse-
rer sonstigen Arbeit haben. Wir werden diesen Personen dann 2—3 Probe-
hefte der »Fragen der Freiheit« zuschicken. Teilen Sie uns daher bitte neben
der Adresse moglichst auch die in Frage kommenden Interessengebiete mit.

Fiir das Seminar fiir freiheitliche Ordnunge.V.
A

v Ledlrey

Fritz Andres

(Vorstandsmitglied)

Die Mitwirkenden dieses Heftes:
Fritz Andres
Dhaunerstraf3e 180, 55606 Kirn

Eckhard Behrens
Bergstra3e 29, 69120 Heidelberg

Prof. Dr. Roland Geitmann
Martin-Bucer-Straf3e 6, 77694 Kehl

Silvio Gesell, geb. 1862, gest. 1930

Christian Schmidt-Hduer
% Die Zeit, Speersort 1, 20095 Hamburg

Unabhdngige Arbeitsgruppe des Volksheimstiittenwerks e. V.
Neefestrale 2a,53115 Bonn
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Die Autoren tragen die Verantwortung fiir ihre Beitrige selbst. Fiir nicht-
verlangte Manuskripte wird keine Gewihr iibernommen.

Gesamtinhaltsverzeichnis der in »Fragen der Freiheit« erschienenen Bei-
triage kann angefordert werden.
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